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I. Bericht des Abgeordneten Dannemann: 


1. Allgemeines 


Dem Deutschen Bundestag ist am 24. November 
1951 ein Gesetzentwurf über Sortenschutz und 
Saatgut von Kulturpflanzen (Saatgutgesetz) — 
Drucksache Nr. 2870 — vorgelegt worden, der sich 
mit Fragen der Saatguterzeugung, der Anerken- 
nung, des Saatgutverkehrs und des Sortenschutzes 
befaßt. Damit wurde einem seit Jahrzehnten vor- 
gebrachten allgemeinen Wunsche Rechnung ge- 
tragen. 

-Wohl hat es in der Vergangenheit eine Reihe von 
Einzelverordnungen und Erlassen über Teilgebiete 
des Saatgutwesens gegeben, so z. B. die Verord- 
nung für Saatgut vom 26. März 1934, die Grund- 
regel für die Zulassung von Sorten vom Jahre 
1936 bzw. in der Neufassung vom 16. Februar 1950 
sowie die Anerkennungsregel vom 7. März 1938 
bzw. in der Neufassung vom 21. Juni 1948 und die 
Verordnung über den Verkehr mit landwirtschaft- 
lichem Saatgut und Gemüsesaatgut vom 2. Juni 
1951 u. a. mehr. Jedoch sind durch die veränderten 
Verhältnisse eine Reihe dieser Verordnungen und 
Erlasse als überholt anzusehen. Vielfach hat eine 
Unordnung auf dem Saatsektor Platz gegriffen, die 
im Interesse der großen Zahl der Saatgutbezieher 
eine Neuregelung geradezu verlangt. Daneben ver- 
langt aber auch der Pflanzenzüchter mit Recht 
einen Schutz. Wohl nirgendwo in der Welt ist der 
Fortschritt in der pflanzlichen und damit der ge- 
samten landwirtschaftlichen Produktion so weit- 
gehend von dem Arbeitserfolg der Pflanzenzüchter 
abhängig wie bei uns. Nach den statistischen Er- 
rechnungen erwächst der deutschen Volkswirtschaft 
allein durch die Arbeit der deutschen Pflanzenzüch- 
tung eine jährliche Mehreinnahme von 1,5 Milliar- 


den DM. Zur Sicherung der Ernährung ist die Qua- 
lität des Saatgutes von außerordentlicher Bedeu- 
tung. 

Noch immer ist es so gewesen, daß das beste 
Saatgut im Anbauerfolg — selbst bei höheren 
Preisen — immer noch das billigste gewesen ist. 
Oberster Grundsatz eines jeden Saatgutgesetzes 
sollte daher die Forderung sein: „Das Bessere ist 
des Guten Feind.“ 

Von diesem Gesichtspunkt hat sich stets der Un- 
terausschuß bei seinen sehr eingehenden Beratun- 
gen leiten lassen. Am 12. Dezember 1951 wurde 
der Entwurf federführend dem Ernährungsaus- 
schuß und mitberatend dem Ausschuß für Patent- 
recht und gewerblichen Rechtsschutz überwiesen. 

Im Januar 1952 wurde in einem besonderen Un- 
terausschuß mit den Beratungen begonnen. Die 
überaus schwierige Materie machte es erforderlich, 
daß neben den etwa 40 Sitzungen mehrere örtliche 
Besichtigungen in Süddeutschland (Württemberg, 
Bayern), Norddeutschland (Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein, Hamburg) und Holland durchgeführt 
wurden. 

Ebenfalls wurden zahlreiche Sachverständige der 
verbrauchenden Land- und Gartenbauwirtschaft, 
der Züchter, der Vermehrer, der Wissenschaft, der 
Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft, des Han- 
dels und der Genossenschaften sowie der in Frage 
kommenden Ministerien vernommen. 

Besonders schwierig waren die Beratungen be- 
züglich der Regelung auf dem Obst- und Gemüse- 
sektor, da hier z. T. sowohl in der Bezeichnung als 
auch in der Anerkennung, Zulassung und im Ver- 
kehr ganz andere Verhältnisse vorliegen. 
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Schwierig waren ebenfalls alle Fragen, die mit 
dem Im- und Export Zusammenhängen und die 
Rechtsfragen, die das Patent- und Warenzeichen- 
recht berühren. 

Bei den Beratungen ging es im wesentlichen um 
folgende Probleme: 

Soll ein zusammenfassendes Gesetz entstehen, 
oder sollen Sortenschutz und Saatgutverkehr in 
zwei getrennten Gesetzen geregelt werden? Soll 
nur Hochzucht gehandelt werden, oder sind Nach- 
baustufen bzw. Handelssaatgut und Importsaatgut 
zuzulassen? 

Sollen auf dem Gemüsesamengebiet die Grup- 
pensorten nach einer gewissen Übergangszeit weg- 
fallen? Kann man überhaupt für den landwirt- 
schaftlichen und den Gemüsesektor zu gleichen An- 
erkennungen und Begriffsbestimmungen kommen? 
Wer soll für den Export verantwortlich sein? Soll 
ausländisches Saatgut kenntlich gemacht werden? 
Sind Wertprüfungen erforderlich? Wer soll die 
Proben nehmen und wer Saatgutverträge ab- 
schließen? 

Ist das Patentgesetz bzw. Warenzeichenrecht aus- 
reichend oder bedarf es besonderer Regelungen? 

Welche Regelungen sind betr. ausländischer 
Zuchtsaaten zu treffen? In welchem Umfange sol- 
len deutsche Züchtungen im Auslande vermehrt 
werden? 

Ist ein Bundessortenamt erforderlich, gegebenen- 
falls wie soll es aussehen? 

Welche Anforderungen sind an die Anerkennung 
und an die Zulassung zu stellen? 

Welche Kontrolle im Saatgutverkehr ist erfor- 
derlich? 

Die verhältnismäßig umfangreiche Vorlage (72 
Paragraphen) gliedert sich in 3 Teile. Der erste 
Teil hat die Regelung des Sortenschutzes zum Ge- 
genstand. Im zweiten Teil wird der Verkehr mit 
Saatgut geregelt, und im dritten Teil sind die 
Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen ent- 
halten. 

Es liegt in der Natur der Materie, daß nicht alle 
Wünsche der vielfach sich entgegenstehenden In- 
teressengruppen berücksichigt werden konnten und 
daß eine Kompromißlösung gesucht wurde, die 
weitgehendst allen Sparten der Beteiligten gerecht 
wurde. 


2. Im einzelnen 


Sortenschutz 


Zu § 1 

Es wurde geltend gemacht, daß es nicht Zweck 
eines Saatgutgesetzes sein könne, die wirtschaft- 


lichen Grundlagen der Pflanzenzuchtbetriebe zu 
stärken. Das führe zu einer Monopolisierung der 
Züchter, die abgelehnt wurde. 


Zu § 2 

Während die Mehrheit des Ausschusses die in 
der Vorlage aufgezeichneten 3 Bedingungen für 
notwendig erachtete, vertrat eine Minderheit die 
Auffassung, daß Nr. 2 „landeskuitureller Wert“ 
überflüssig sei. Was den Begriff der Sorte anbe- 
langt, wird für die Sortenschutzerteilung bereits 
ein sogen. „Zuchtstamm^' genügen, wie überhaupt 
für die Frage, was als Zuchtsorte gelten kann, 
weitgehend die wissenschaftlichen und fachlichen 
Vorstellungen maßgebend sein werden. 

Die durch Züchtung gewonnene Sorte wird am 
besten als „Ursprungssorte“ bezeichnet und der 
Schöpfer einer solchen Sorte als „Ursprungs- 
züchter“. 

Liegt nicht bloß eine Varietät einer Selektion 
vor, sondern eine echte Ursprungssorte, so soll 
unschädlich sein, wenn das Saatgut der Sorte be- 
reits vor der Anerkennung zum Sortenschutz im 
Verkehr war, vorausgesetzt, daß sich die Sorte im 
Zeitpunkt ihrer Anmeldung zum Sortenschutz von 
den vorhandenen Sorten der gleichen Art hinrei- 
chend unterscheidet. 

Das Artenverzeichnis, in dem die Art der ange- 
meldeten Ursprungssorte auigeführt sein muß, soll 
erst durch Rechtsverordnung des BMfELF fest- 
gesetzt werden, und zwar soweit es sich um Kul- 
turpflanzen handelt, deren Saatgut der Anerken- 
nung bedarf oder dem Anerkennungsverfahren 
freiwillig unterstellt ist. Somit werden in erster 
Linie Zuchtsorten von landwirtschaftlichen Pflan- 
zen und Gemüsepflanzen für den Sortenscliutz in 
Betracht kommen. Der Klarheit wegen sei in die- 
sem Zusammenhänge darauf hingewiesen, daß die 
Rebe als landwirtschaftliches Saatgut im Sinne die- 
ses Gesetzes gilt. 


Zu § 3 

Zu den Ausnahmen zählen auch die sog. 
„Hybriden“. 


Zu § 4 und § 5 

Das Recht auf Sortenschutz soll dem Ursprungs- 
züchter (dem Schöpfer der Ursprungssorte) oder 
seinem Rechtsnachfolger zustehen. Wie im Patent- 
gesetz ist der Anmelder als Berechtigter zu be- 
trachten. Darauf kann sich der Anmelder aber nicht 
berufen, wenn dem Bundessortenamt bekannt ist 
oder bekannt wird, daß er nicht Inhaber der an- 
gemeldeten Sorte ist. Gegenüber der Anmeldung 
eines Nichtberechtigten oder gegenüber einem an 
einen Nichtberechigten erteilten Sortenschutz kann 
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nach der vorgesehenen Regelung der Berechtigte 
seine Rechte vor dem Bundessortenamt oder vor » 
den ordentlichen Gerichten geltend machen. 


Wirkung des Sortenschutzes 


Zu § 6 und § 13 

Die Wirkungen des Sortenschutzes beschränken 
sich hiernach auf die Erzeugung und den Vertrieb 
von Saatgut und erstrecken sich nicht auf seinen 
sonstigen Gebrauch. Darüber hinaus kommt eine 
Saatguterzeugung oder ein Saatgutvertrieb nur 
dann in Betracht, wenn diese Handlungen zum 
Zwecke gewerbsmäßigen Saatgutvertriebes vorge- 
nommen werden. Der letzte Saatgutverbraucher, 
insbesondere der Landwirt, aber auch der Bereich 
der Pflanzenzüchtung, bleibt von den Wirkungen 
des Sortenschutzes frei. 

Bewußt verzichtet das Saatgutgesetz auf fol- 
gende Wirkungen, die im Falle der Patentierung 
von Züchtungen eintreten würden: 

1. Verbietungs- und Ausschließlichkeitsrechte in 
bezug auf eine Benutzung, die nicht in der Er- 
zeugung oder in dem Vertrieb von Saatgut be- 
steht. 

2. Verbietungs- und Ausschließlichkeitsrechte in 
bezug auf die Saatguterzeugung und den Saat- 
gutvertrieb, soweit diese Handlungen nicht zum 
Zwecke gewerbsmäßigen Saatgutvertriebes vor- 
genommen werden. 

Diese Bestimmung wurde aus rechts- und agrar- 
politischen Überlegungen heraus getroffen. 

Nach § 13 haben die regelmäßigen Wirkungen 
des Sortenschutzes eine besondere Abwandlung 
gefunden. Hier wird der Ausnahmefall berücksich- 
tigt, daß die Anerkennung von Saatgut auch bei 
sog. Nachbausaatgut, d. h. bei aus Hochzuchtsaat- 
gut stammenden Verkehrssaatgut stattfindet. In 
diesem nur bei Kartoffelpflanzgut praktisch bedeu- 
tungsvollen Falle soll nach § 13 jedermann gegen- 
über dem Sortenschutzinhaber gegen Entgelt be- 
rechtigt sein, solches Nachbausaatgut zum Zwecke 
gewerbsmäßigen Saatgutvertriebes zu erzeugen, 
feilzuhalten oder in den Verkehr zu bringen. 


Zu § 7 

Bei Inlandgeschäften mit Saatgut geschützter 
Sorten ist der der Sorte verliehene Sortenname zu 
verwenden. Einer besonderen Regelung bedarf der 
Fall, daß der Sortenname als Warenzeichen ein- 
getragen ist, wie das vielfach im Hinblick auf die 
international wirksame Rechtsstellung des Waren- 
zeicheninhabers geschehen ist. Hier war auszu- 
schließen, daß die Eintragung des Sortennamens 
als Warenzeichen im Geltungsbereich des Gesetzes 


zu Auswirkungen führt, die mit den Zielen des 
Saatgutgesetzes unvereinbar sind. Im tfcrigen be- 
stehen gegen die Verwendung anderer Warenzei- 
chen im Saatgutverkehr keine Bedenken. 

Über den § 7 ist eingehend beraten worden. Es 
war außerordentlich schwierig, hier zu einer be- 
friedigenden Lösung zu kommen. Einmütigkeit be- 
stand darüber, daß im Inland für den gewerbsmäßi- 
gen Saatgutverkehr der Sortenname zu verwen- 
den ist. 

Für den Saatgutverkehr nach dem Ausland be- 
steht keine Pflicht, sondern nur ein Recht zum 
Gebrauch des Sortennamens. Saatgut kann daher 
nach dem Ausland sowohl mit als auch ohne Sor- 
tenname veräußert werden. Absatz 1 berührt nicht 
die Rechte aus einem Warenzeichen. Die Kollision 
zwischen Warenzeichen und Sortenname wird aus- 
schließlich durch Absatz 3 geregelt. 

Absatz 3 regelt den Fall, daß der Sortenname 
gleichzeitig für den Sortenschutzinhaber als Wa- 
renzeichen eingetragen ist, und sieht vor, daß der 
Warenzeicheninhaber in 2 Fällen die Benutzung des 
mit seinem Warenzeichen identischen Sorten- 
namens auf Grund des Warenzeidiengesetzes nicht 
verbieten kann: 

1. in dem Fall, daß die Benutzung des Sorten- 
namens Pflicht ist, d. h. beim Inlands verkehr; 

2. beim Auslandsverkehr nur für den Vertrieb von 
anerkanntem Nachbausaatgut, wenn dieses als 
solches gekennzeichnet ist. Hochzuchtsaatgut, 
dessen Sortenname gleichzeitig für den Sorten- 
inhaber als Warenzeichen eingetragen ist, kann 
daher nur mit Genehmigung des Sorteninhabers 
unter dem Sortennamen in das Ausland ver- 
bracht werden. Dies entspricht der Bestimmimg 
des § 6 Abs. 3 des Entwurfs, Die Ausnahme für 
anerkanntes Nachbausaatgut soll verhindern, daß 
der Export auch des Nachbausaatguts von der 
Genehmigung des Züchters abhängig ist. Nach 
Ansicht des Bundes jusizministeriums tritt durch 
die Zulassung dieser Ausnahme keine Gefähr- 
dung oder Beeinträchtigung der deutschen Aus- 
landswarenzeichen ein. 


Zu § 14 

Für ausländische Sorten soll der Grundsatz der 
Gegenseitigkeit gelten, jedoch mit der Maßgabe, 
daß auch ohne Gegenseitigkeit die Erteilung des 
Sortenschutzes in Betracht kommeij kann, wenn 
hieran ein landeskulturelles oder volkswirtschaft- 
liches Interesse besteht. 

Für auswärtige Ausländer oder auswärts woh- 
nende Inländer ist in Übereinstimmung mit dem 
Patentgesetz der Vertreterzwang vorgesehen. Diese 
Regelung dient der erleichterten Rechtswahmeh- 
mung gegenüber auswärtigen Anmeldern oder Sor- 
tensÄutzinhabern. Der Vertreter nach § 14 darf 
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aber nicht mit Vermehrern oder züchterischen Be- 
arbeitern verwechselt werden, deren sich auslän- 
dische Inhaber von Sorten im Inland bei Erzeu- 
gung und Vertrieb von Saatgut ihrer Sorte zu be- 
dienen pflegen. "" 


Bundessortenamt 


Zu §§ 15 bis 21 

Als Bundesoberbehörde wird das Bundessorten- 
amt errichtet, das über die Erteilung des Sorten- 
schutzes und alle hiermit zusammenhängenden 
Angelegenheiten — insbesondere über die Ver- 
längerung und Aufhebung — entscheidet. Seine 
Entscheidungen sollen in den im Gesetz bestimm- 
ten Fällen von Sortenausschüssen, im übrigen vom 
Leiter des Bundessortenamtes getroffen werden. 


Erteilungsverfahren 


Zu § 26 

Die Prüfung von Nutzpflanzenzüchtungen erfolgt 
in zwei Phasen: 

1. Registerprüfung. Hier erfolgt die Prüfung auf ' 
Selbständigkeit, genetische Beständigkeit und et- 
waige weitere hierher gehörige Kriterien. 

2. Wertprüfung, die den landeskulturellen Wert 
untersucht, an der sich fachlich interessierte Ein- 
richtungen wie Landwirtschaftskammern im gan- 
zen Bundesgebiet beteiligen. 

Hält der Sortenausschuß die Voraussetzungen für 
die Erteilung des Sortenschutzes für gegeben, so 
beschließt er seine Erteilung unter gleichzeitiger 
Festsetzung des Sortennamens. Im ' Falle der Er- 
teilung des Sortenschutzes sind die erforderlichen 
Eintragungen in die Sortenschutzrolle (§ 23) vorzu- 
nehmen und die Erteilung des Sortenschutzes be- 
kanntzumachen. 


Besonderes Sortenverzeichnis 


Zu § 37 

% 

Neben der Sortenschutzrolle führt das Bundes- 
sortenamt ein besonderes Sortenverzeichnis für 
Sorten, die nicht nach §§ 2 und 3 schutzfähig sind, 
deren Saatgut jedoch nach dem zweiten Teil des 
Gesetzes der Anerkennung bedarf. 

Eine Eintragung von Landsorten erfolgt nur, 
wenn die Erhaltung ihres Typs durch entsprechende 


Maßnahmen gewährleistet ist und die zuständige 
oberste Landesbehörde die Eintragung beantragt. 


Anerkennung und Zulassung von 1 and wirtschaft- 
lichem Saatgut und Gemüsesaatgut 

Zu §§ 39 bis 64 

Grundsatz soll sein, daß nur anerkanntes oder 
zugelassenes landwirtschaftliches Saatgut oder Ge- 
müsesaatgut in Verkehr gebracht werden darf. 

Die für die Durchführung des Anerkennungs- 
und Zulassungsverfahrens wichtige Ziehung der 
Saatgutprobe soll grundsätzlich dem Erzeuger bzw. 
Erstverkäufer des Saatgutes 'überlassen sein, un- 
beschadet der Möglichkeit der Einführung der amt- 
lichen Probenahme durch die oberste Landes- 
behörde und vorbehaltlich der Rücknahme der 
Probeziehungsbefugnis bei mehrmaliger Differenz 
zwischen Probe und Verkaufsware (§§ 43 Abs. 3, 
51 Abs. 3). 

Die Anerkennung und Zulassung soll grundsätz- 
lich für die Dauer von 12 Monaten gelten (§§ 45, 
51 Abs. 3). 

Soweit deutsche Erzeuger Verkehrssaatgut im 
Ausland vermehren lassen, soll die Anerkennung 
von hiernach im Ausland erwachsenem Saatgut 
möglich sein, vorausgesetzt jedoch, daß dieses Saat- 
gut als Zuchtsaatgut erwachsen ist, das durch eine 
deutsche Anerkennungsstelle geprüft ist und der 
deutsche Erzeuger die in Betracht kommende Sorte 
züchterisch bearbeitet. 

Für die internationale Entwicklung des Quali- 
tätssaatgutverkehrs ist erwähnenswert, daß der 
BMfELF ermächtigt sein soll, im Ausland erzeug- 
tes und nach zureichenden Grundsätzen geprüftes 
Verkehrssaatgut dem durch eine deutsche An- 
erkennungsstelle anerkantem Saatgut gleichzu- 
stellen (§ 50). 

Zu §§ 51 bis 53 

Lebhaft erörtert wurden die Grundsätze für die 
Zulassung von Saatgut. Dabei handelt es sich we- 
niger um die Methodik als um das Ausmaß der 
Zulassung. Hier unterscheidet das Saatgutgesetz 
zwischen im Inland erzeugtem Saatgut, das als 
Handelssaatgut bezeichnet wird, und dem einge- 
führten Saatgut, das als Importsaatgut bezeichnet 
wird. Daneben soll nur in Notfällen das Behelfs- 
saatgut in Frage kommen. Die entscheidende Frage 
liegt in der Abgrenzung zwischen Saatgutanerken- 
nung, die sich auf die inländische Verkehrssaat- 
gutproduktion bezieht und der Zulassung von Itot 
portsaatgut. 

Hier soll das Importsaatgut dem Inlandsaatgut 
insofern gleichgestellt werden, als auch die Zu- 
lassung von Inlandsaatgut als Handelssaatgut nur 
dann stattfinden soll, wenn die Versorgung mit an- 
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erkanntem Saatgut nicht gesichert erscheint. Diese 
Einschränkung soll jedoch — und dies erscheint 
anp^emessen — in zweifacher Richtung gelockert 
werden. Zunächst in bezug auf Saatgut besonders 
wertvoller ausländischer Arten, Sorten oder Her- 
künfte und dann im Hinblick auf Einfuhren, die 
auf Grund oder nach Maßgabe zwischenstaatlicher 
Abmachungen oder devisenrechtlich genehmigter 
Einfuhrverträge stattfinden. 


Zu § 54 

Nicht nur der Erstverkäufer, sondern auch jeder 
weitere Verkäufer soll öffentlich-rechtlich dafür 
einstehen, daß das von ihm gewerbsmäßig? ange- 
botene anerkannte oder zugelassene Saatgut un- 
beschadet handelsüblicher Qualitätsspielräume den 
Mindestanforderungen der Anerkennung bzw. Zu- 
lassung entspricht. Außerdem sollen außerhalb des 
Anerkennungs- und Zulassungsverfahrens lau- 
fende Kontrollen stattfinden. 


Zu § 58 

ist besonders zu vermerken, daß eine privat-recht- 
lich bedeutsame Gewährleistungsvermutung vorge- 
sehen ist, laut deren beim Verkauf von anerkann- 
tem oder zugelassenem Saatgut im Zweifel als zu- 
gesichert gilt, daß das Saatgut u. a. den Mindest- 
anforderungen für die Anerkennung bzw. Zulas- 
sung entspricht. 

Diese Bestimmung ist privat-rechtlich insofern 
bedeutsam, als sie die §§ 377 bis 379 HBG auf Fälle 
für anwendbar erklärt, in denen ein Kaufmann im 
Betrieb seines Handelsgewerbes anerkanntes Saat- 
gut vom Erzeuger kauft, auch wenn dieser nicht 
Kaufmann ist. 


Sonstiges Saatgut 

Zu § 64 

Durch Rechtsverordnung kann der BMfELF vor- 
schreiben, daß die Saatgutkontrollregelung des 
zweiten Teiles auch auf Obst (Kern-, Stein- und 
Beerenobst) sowie Heil- und Gewürzpflanzen für 
anwendbar erklärt werden kann. 


Abgrenzung zum Patentgesetz 

Zu § 68 

Besonders schwierig war die Abgrenzung zum 
Patentgesetz. In Übereinstimmung mit dem Patent- 
rechtsausschuß wurde folgende Formulierung fest- 
gelegt: 


„Ist eine Sorte von Kulturpflanzen, für die 
nach diesem Gesetz der Sortenschutz erteilt 
ist, oder Saatgut einer solchen Sorte auch auf 
Grund anderer Rechtsvorschriften geschützt, 
so können hieraus Rechte nur insoweit geltend 
gemacht werden, als sie den Vorschriften die- 
ses Gesetzes nicht entgegenstehen.“ 

Als Begründung zu dieser Formulierung führt 
das Bundesjustizministerium an: 

Nach der gegenwärtigen Rechtsprechung des 
Deutschen Patentamts ist davon auszugehen, daß 
auf Pflanzenzüchtungen sowohl Sach- als auch 
Verfahrenspatente erteilt werden können. Um das 
aus der patentierten Züchtung gewonnene Saatgut 
in den Handel bringen zu können, muß der Patent- 
inhaber sich für seine Züchtung außerdem den 
Sortenschutz auf Grund des Saatgutgesetzes ertei- 
len lassen. In der Regel v/erden daher für ein und 
dieselbe Züchtung sowohl ein Patent als auch ein 
Sortenschutz bestehen. 

Das Recht aus dem Patent und das Recht aus 
dem Sortenschutz nach dem Saatgutgesetz führen 
in folgenden Fällen zu entgegengesetzten Wir- 
kungen: 

1. Nach dem Patentgesetz bedarf jeder, der auf der 
patentierten Erfindung eines anderen aufbaut 
(abhängige Erfinder), für die Benutzung seiner 
abhängigen Erfindung der Zustimmung des 
ersten Erfinders. Nach § 6 Abs. 1 Satz 3 des 
Saatgutgesetzes bedarf dagegen der „abhängige 
Züchter“ für die Benutzung des Saatguts der 
abhängigen Sorte nicht der Zustimmung des 
ersten Züchters. 

2. Nach § 13 des Saatgutgesetzes ist der Nachbau 
gewisser geschützter Sorten ohne Zustimmung 
des Züchters für jedermann frei. Nach dem Pa- 
tentgesetz ist jeder Nachbau der patentierten 
Erfindung nur mit Zustimmung des Sorteninha- 
bers zulässig. Die Zustimmung kann im Wege 
einer Zwangslizenzklage nur unter den Voraus- 
setzungen des § 15 des Patentgesetzes ersetzt 
werden. Vorausgesetzt für eine Zwangslizenz ist, 
daß die Erlaubnis zum Nachbau im öffentlichen 
Interesse geboten ist und daß mindestens 3 Jahre 
vergangen sind, seit die Erteilung des Patents 
bekanntgemacht worden ist. Die Zwangslizenz 
wird vom Deutschen Patentamt erteilt. 

3. Nach dem Saatgutgesetz erfaßt der Sortenschutz 
nur das Saatgut, das aum Zwecke des gewerbs- 
mäßigen Vertriebes erzeugt wird (§ 6 Abs. 1 
Satz 1). Das vom Bauern für seinen eigenen Be- 
trieb erzeugte Saatgut ist daher frei. Nach dem 
Patentgesetz (§ 6) ist die gewerbsmäßige Her- 
stellung der Erfindung schlechthin unter Schutz 
gestellt. Gewerbetreibender im Sinne des Patent- 
gesetzes ist auch der Bauer. Daher bedarf der 
Bauer auch für die Erzeugung von patentiertem 
Saatgut für seinen eigenen Betrieb der Zustim- 
mung des Patentinhabers der patentierten Sorte. 

Die Lösung der vorgenannten gegensätzlichen 
Wirkungen des Patentgesetzes einerseits und des 
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Saatgutgesetzes andererseits sollte aus Gründen 
der Rechtssicherheit nicht der Rechtsprechung 
überlassen werden. Einmal kann nicht mit Sicher- 
heit vorausgesagt werden, wie die Gerichte diese 
Fragen entscheiden werden, und zum anderen wer- 
den Jahre vergehen, bis höchstrichterliche Ent- 
scheidungen vorliegen und sich eine feste Recht- 
sprechung gebildet hat. Es bedarf daher einer aus- 
drücklichen Klarstellung im Gesetz dahingehend, 
daß entweder die Bestimmungen des Patentgesetzes 
oder die des Saatgutgesetzes vergehen sollen. Nach 
Auffassung des Bundesjustizministeriums sollten 
die Bestimmungen des Saatgutgesetzes als eines 
Sondergesetzes für ein bestimmtes Sachgebiet, 
nämlich das der Landwirtschaft, den Vorrang er- 
halten. Um diesen Vorrang des Saatgutgesetzes zu 
sichern, ist es nicht erforderlich, daß die Patentie- 
rung von Pflanzenzüchtungen schlechthin verboten 
wird. Es genügt, wenn in dem Saatgutgesetz zum 
Ausdruck gebracht wird, daß die Wirkungen eines 
Patentes zurücktreten, soweit sie mit den Bestim- 
mungen des Saatgutgesetzes nicht im Einklang ste- 
hen.. Dieses Ergebnis wird durch den oben wieder- 
gegebenen Fassungsvorschlag des § 68 erreicht. 


Abschließend sei bemerkt, daß durch die Verab- 
schiedung des vorliegenden Saatgutgesetzes eine 
Rechtsgrundlage geschaffen wird, die sich für die 
gesamte Volkswirtschaft außerordentlich segens- 
reich auswirken wird. Sollte die Praxis zeigen, daß 
die eine oder andere Bestimmung vielleicht zweck- 
mäßiger hätte getroffen werden können, mag durch 
eine spätere Novelle eine entsprechende Korrek- 
tur vorpenommen werden. Die augenblickliche Si- 
tuation verlangt eine schnelle und durchgreifende 
Regelung. Soviel steht unbestritten fest, daß so- 
wohl die Saatgutverbraucher als auch Vermehrer, 
Züchter, Handel und Genossenschaften Schutz und 
Förderung erfahren werden und eine Rechtssicher- 
heit geschaffen wird, die den Weg freimacht zu 
einer weiteren Steigerung der landwirtschaftlichen 
und gärtnerischen Erzeugung. 

Bonn, den 19. Mai 1953 

Dannemann 

Berichterstatter 


IL Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Nr. 2870 der Drucksachen — 
in der nachfolgenden Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 19. Mai 1953 


Kriedemann 

Stellv. Vorsitzender 


Dannemann 

Berichterstatter 



Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über Sortenschutz und Saatschutz von Kulturpflanzen 
(Saatgutgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 
Sortenschutz 


ABSCHNITT I 

Voraussetzungen und Inhalt des Sorten- 
schutzes 


§ 1 


Zweck des Sortenschutzes 


Zur Förderung der Züchtung neuer wert- 
voller Sorten von Kulturpflanzen wird nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ein 
Sortenschutz gewährt. 


§ 2 

Voraussetzungen des Sortenschutzes 

(1) Der Sortenschutz wird erteilt für eine 
durch Züchtung gewonnene Sorte von Kul- 
turpflanzen, wenn die Sorte 

1. selbständig und beständig ist, 

2. landeskulturellen Wert besitzt, 

3. ihrer Art nach im Artenverzeichnis auf- 
geführt ist. 


(2) Eine Sorte ist selbständig, wenn sie sich 
im Zeitpunkt ihrer Anmeldung durch mor- 
phologische oder physiologische Eigenschaf- 
ten hinreichend deutlich von solchen Sorten 
unterscheidet, die sich im Verkehr befinden 


oder beim Bundessortenamt angemeldet oder 
in die Sortenschutzrolle (§ 23) oder in das 
Besondere Sortenverzeichnis (§ 37) eingetra- 
gen sind. 

(3) Eine Sorte ist beständig, wenn ihre 
Eigenschaften entweder mit einer den Anfor- 
derungen der Pflanzenzüchtung entsprechen- 
den Sicherheit durch geschlechtliche Vermeh- 
rung vererbbar oder durch ungeschleditliche 
Vermehrung übertragbar sind. 

(4) Eine Sorte besitzt landeskulturellen 
Wert, wenn der aus dem Saatgut der Sorte 
gewonnene Aufwuchs in einer wesentlichen 
Eigenschaft (z. B. nach Menge, Güte oder 
Sicherheit des Ertrages, nach der Widerstands- 
fähigkeit gegen Sdiädlinge oder Krankheiten) 
den Anforderungen des Pflanzenbaus genügt 
und der Anbau der Sorte im Interesse der 
Hebung oder Verbesserung des Bodenertra- 
ges eines engeren oder weiteren Gebietes liegt. 

(5) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
setzt das Artenverzeichnis durch Rechtsver- 
ordnung fest, soweit es sich um Arten von 
Kulturpflanzen handelt, deren Saatgut nach 
dem Zweiten Teil des Gesetzes der Anerken- 
nung bedarf, und sofern bei diesen Arten 
Züchtungen vorhanden oder zu erwarten 
sind, welche den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 und 2 genügen. Er kann das 
Artenverzeichnis durch Rechtsverordnung 
auf Arten von Kulturpflanzen erstrecken, 
deren Saatgut freiwillig der Saatgutanerken- 
nung nach dem Zweiten Teil des Gesetzes 
unterstellt wird, wenn für eine solche Er- 
streckung des Artenverzeichnisses die fach- 
lichen und verwaltungsmäßigen Voraus- 
setzungen vorliegen. 
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§ 3 


§ 6 


Ausnahmen 


Wirkung des Sortenschutzes 


(1) Von dem Erfordernis der Beständig- 
keit (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) kann bei solchen Sor- 
ten von Nutzpflanzen abgesehen werden, die 
durch Kreuzung bestimmter beständiger Erb- 
komponenten mit hinreichender Gleich- 
mäßigkeit und Regelmäßigkeit erzeugt wer- 
den, wenn das Kreuzungsprodukt im Ver- 
hältnis zu anderen Sorten der gleichen Art 
eine besondere Leistungsfähigkeit aufweist. 

(2) Das Erfordernis des landeskulturellen 
Wertes (§ 2 Abs. 1 Nr. 2) entfällt 

1. bei Kulturpflanzen, die nicht zu den 
Nutzpflanzen gehören, 

2. bei Nutzpflanzen, die nicht zum Anbau 
im Inland bestimmt sind. 


§ 4 


Sortenschutzberechtigter 


(1) Der Sortenschutz hat die Wirkung, daß 
allein der Sortenschutzinhaber befugt ist, 
Saatgut (§ 38 Abs. 1) der geschützten Sorte 
zum Zwecke gewerbsmäßigen Saatgutver- 
triebs (gewerbsmäßig) zu erzeugen, feilzu- 
halten oder in den Verkehr zu bringen. § 13 
bleibt unberührt. Zur Verwendung des Saat- 
gutes der geschützten Sorte für die Züchtung 
einer neuen Sorte und zur Benutzung des 
Saatgutes der neuen Sorte nach Satz 1 be- 
darf es nicht der Zustimmung des Sorten- 
schutzinhabers. 

(2) Das Inverkehrbringen des Saatgutes 
durch den Sortenschutzinhaber gilt Im Zwei- 
fel nicht als Zustimmung zur gewerbsmäßi- 
gen Erzeugung. 

(3) Soll Hochzuchtsaatgut einer geschütz- 
ten Sorte aus dem Geltungsbereich des Ge- 
setzes verbracht werden, so bedarf es hierzu 
der besonderen Zustimmung des Sorten- 
schutzinhabers. 


Das Recht auf Sortenschutz hat der Ur- 
sprungszüchter oder sein Rechtsnachfolger 
(Sorteninhaber). Haben mehrere gemeinsam 
die Sorte gezüditet, so steht ihnen das Recht 
gemeinschaftlich zu. Haben mehrere die 
Sorte unabhängig voneinander gezüchtet, so 
steht das Recht dem zu, der die Sorte zuerst 
beim Bundessortenamt angemeldet hat. 



(1) Im Verfahren vor dem Bundessorten- 
amt gilt der Anmelder als berechtigt, die Er- 
teilung des Sortenschutzes zu verlangen, es 
sei denn, daß dem Bundessortenamt bekannt 
ist oder bekannt wird, daß der Anmelder 
nicht der Inhaber der angemeldeten Sorte ist. 

(2) Hat ein Nichtberechtigter die Sorte an- 
gemeldet, so kann der Berechtigte verlangen, 
daß ihm der Anspruch auf Erteilung des Sor- 
tenschutzes oder, wenn der Sortenschutz be- 
reits erteilt Ist, dieser übertragen wird. Die- 
ser Anspruch erlischt mit Ablauf von fünf 
Jahren seit der Bekanntmachung des Sorten- 
schutzes (§ 33 Abs. 1), es sei denn, daß der 
Inhaber des Sortenschutzes bei seinem Erwerb 
niclit in gutem Glauben war. 


§ 7 

Sortenname 

(1) Wer Saatgut geschützter Sorten ge- 
werbsmäßig im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes fellhält oder In Verkehr bringt, muß 
hierbei den Sortennamen (§ 30) verwenden. 
Er kann den Sortennamen verwenden, wenn 
sich das Feilhalten oder das Inverkehrbringen 
auf ein Gebiet außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes bezieht. 

(2) Der Sortenname einer geschützten 
Sorte darf von einem Dritten für eine an- 
dere Sorte von Nutzpflanzen der gleichen 
Art oder für Saatgut einer solchen Sorte nicht 
verwendet werden. 

(3) Ist der Sortenname für den Sorten- 
schutzinhaber gleichzeitig als Warenzeichen 
eingetragen, so kann er die Benutzung des 
Sortennamens nicht verbieten, 

1. wenn der Sortenname nach Absatz 1 
Satz 1 zu verwenden ist oder 

2. wenn im Falle des Absatzes 1 Satz 2 der 
Sortenname für anerkanntes Nachbau- 
saatgut (§ 41 Abs. 5) verwendet wird 
und die Worte „anerkannter Nachbau“ 
ln gleicher Aufmachung wie der Sorten- 
name hinzugefügt werden. 
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§ 8 


§ 10 


Sortenerhaltung und Sortenüberwachung 
bei Nutzpflanzen 

(1) Soweit sich der Sortenschutz auf Nutz- 
pflanzen bezieht, hat der Sortenschutzinha- 
ber die Eigenscliaft und den landeskulturel- 
len Wert der gesdiützten Sorte nach den 
Grundsätzen systematischer Erhaltungszüch- 
tung zu erhalten. Der Sortensdiutzinhaber 
ist verpflichtet, bei seinen vertraglidien Ver- 
mehrern von Zuchtsaatgut (§38 Abs. 2) die 
ordnungsmäßige Durchführung der vertrag- 
lichen Vermehrung zu überwachen. 

(2) Das Bundessortenamt hat geschützte 
Sorten von Nutzpflanzen laufend zu über- 
wachen. Der Sortenschutzinhaber hat dem 
Bundessortenamt das zur Durchführung der 
Überwachung der Sorte erforderliche Ma- 
terial unentgeltlich laufend und fristgemäß 
einzusenden. Er hat dem Bundessortenamt 
die Angaben zu machen, die für die Beurtei- 
lung der Sorte sowie für die Beurteilung sei- 
nes Zuchtbetriebes und der Betriebe seiner 
vertraglidien Vermehrer der Sorte notwen- 
dig sind; er hat auch die Besichtigung seines 
Zuchtbetriebes zu gestatten. 


§ 9 


Übertragung einer Sorte 

(1) Ein Vertrag, durch den das Recht auf 
Sortenschutz oder das Recht aus dem Sorten- 
schutz übertragen oder durch den die Ver- 
pflichtung hierzu eingegangen wird, bedarf 
der Schriftform. 

(2) Der Rechtsnadifolger tritt in die sich 
aus diesem Gesetz ergebenden Rechte und 
Pflichten ein. 

(3) Der bisherige Berechtigte ist im Zwei- 
fel verpflichtet, das Zuchtmaterial und das 
zur Züchtung oder Vermehrung erforder- 
liche Saatgut der Sorte sowie Zuchtbücher 
und sonstige auf die Sorte bezügliche Auf- 
zeichnungen an den Rechtsnadifolger heraus- 
zugeben und die Berichtigung der Sorten- 
schutzrolle (§ 23) herbeizuführen. 

(4) Ist der Sortenname gleichzeitig als Wa- 
renzeichen eingetragen und wird dieses nicht 
mit übertragen, so kann der Inhaber des 
Warenzeichens den Rechtsnachfolgern die 
Benutzung des Sortennamens zur Bezeich- 
nung der Sorte nicht verbieten. 


Einräumung des Rechtes zur ausschließlichen 
Nutzung der geschützten Sorte 

Hat ein Vertrag das Recht zur ausschließ- 
lichen Nutzung einer geschützten Sorte zum 
Gegenstand, so sind die Vorschriften des § 9 
entsprechend anzuwenden. Nach der Beendi- 
gung des Nutzungsverhältnisses gilt §9 Abs. 3 
entsprechend. 


§ 11 

Dauer und Verlängerung des Sortenschutzes 

(1) Der Sortenscliutz dauert bis zum Ende 
des auf die Erteilung folgenden zwölften Jah- 
res» 

(2) Bei Nutzpflanzen ist der Sortenschutz 
auf Antrag jeweils um höchstens zwölf Jahre 
zu verlängern, wenn die Voraussetzungen 
für die Erteilung des Sortenscliutzcs vorlie- 
gen. Die Verlängerung kann mit Auflagen 
verbunden werden. 


§ 12 


Erlöschen und Aufhebung des Sortenschutzes 


(1) Der Sortenschutz erlischt, wenn der 
Sortenschutzinhaber hierauf durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Bundessortenamt 
verzichtet. 


(2) Der Sortenschutz ist von Amts wegen 
aufzuheben, wenn 

1. der Sortenschutz nicht erteilt werden 
durfte, 

2. der Sortenschutz erschlichen ist, 

3. die Sorte die bei der Erteilung des Sorten- 
schutzes zugrunde gelegten morphologi- 
schen oder physiologischen Eigenschaften 
nicht mehr besitzt, 

4. die Sorte einer Nutzpflanze ihren landes- 
kulturellen Wert verloren hat, 

5. die im Inland erfolgende Erzeugung von 
Zuchtsaatgut einer Nutzpflanze, die nicht 
zum Anbau im Inland bestimmt ist (§ 3 
Abs. 2 Nr. 2) dem landeskulturellen 
Interesse widerspricht. 

(3) Der Sortenschutz kann von Amts we- 
gen aufgehoben werden, wenn der Sorten- 
schutzinhaber trotz Mahnung 

1. die Verpflichtungen nadi § 8 nicht er- 
füllt, 
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2. einer Auflage nicht nachkommt, 


§ 14 


3. fällige Gebühren innerhalb einer Nach- 
frist nicht entrichtet. 

(4) Im Falle des Absatzes 3 Nr. 1 kann von 
der Aufhebung abgesehen und die Aufredit- 
crhaltung des Sortenschutzes von einer Auf- 
lage abhängig gemacht werden. 


§ 13 

Nachbausaatgut 

(1) Ist für die Art der geschützten Sorte 
einer Nutzpflanze nach § 41 Abs. 5 die An- 
erkennung von Nachbausaatgut zugelassen, so 
ist jedermann gegenüber dem Sortenschutz- 
inhaber gegen Entgelt berechtigt, Nachbau- 
saatgut gewerbsmäßig zu erzeugen, feilzu- 
halten oder in den Verkehr zu bringen. 

(2) Der Bundesminister setzt nach An- 
hörung der berufsständischen und fachlichen 
Organisationen die Höhe, Berechnungsart 
und Fälligkeit des nach Absatz 1 zu zahlen- 
den Entgeltes unter Berücksichtigung des 
Interesses der Allgemeinheit und der Inter- 
essen der Beteiligten durch Rechtsverord- 
nung fest. Bei landwirtschaftlichen Nutz- 
pflanzen ist das Entgelt nach der im An- 
erkennungsverfahren geprüften Fläche zu be- 
rechnen. Die Festsetzung nach Satz 1 kann 
jeweils für ein Wirtschaftsjahr oder für meh- 
rere Wirtschaftsjahre vorgenommen werden. 

(3) Wer Nachbausaatgut gewerbsmäßig 
erzeugt (Nachbauer), ist gegenüber dem 
Sortenschutzinhaber verpflichtet, je nach der 
Berechnungsart des Entgeltes die für dessen 
Berechnung erforderliche Auskunft zu geben. 
Wird Nachbausaatgut im Auftrag eines Drit- 
ten erzeugt, so ist auch der Dritte auskunfts- 
pflichtig. An Stelle des Nachbauers oder des 
Dritten kann die Anerkennungsstclle (§ 40) 
die Auskunft erteilen, wenn die Anerken- 
nung des Nachbausaatgutes beantragt ist. Bei 
landwirtschaftlichen Nutzpflanzen erteilt die 
Anerkennungsstelle die Auskunft. 

(4) Ist in der Sortenschutzrolle ein Ver- 
merk über die Einräumung eines Rechtes zur 
ausschließlichen Nutzung der geschützten 
Sorte (§ 10) eingetragen oder ist eine solche 
Eintragung beantragt, so tritt der Nutzungs- 
berechtigte während der Dauer seines Rech- 
tes an die Stelle des Sortensdiutzinhabers. 


Ausländische Sorten 

(1) Für ausländische Sorten kann nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes auf Antrag 
der Sortensdiutz gewährt werden, wenn die 
Gegenseitigkeit gewährleistet ist. Der Bun- 
desminister stellt fest, ob die Gegenseitigkeit 
gewährleistet ist und macht die Feststellung 
der Gegenseitigkeit im Bundesgesetzblatt be- 
kannt. 

(2) Eine ausländische Sorte kann auch ohne 
die Voraussetzung der Gegenseitigkeit ge- 
schützt werden, wenn an der Erteilung des 
Sortenschutzes ein landeskulturelles oder 
volkswirtschaftliches Interesse besteht. 

(3) Wer im Geltungsbereich des Gesetzes 
weder Wohnsitz noch Niederlassung hat, 
kann eine Sorte zum Sortenschutz nur an- 
melden, an einem im Ersten Teil dieses Ge- 
setzes geregelten Verfahren nur teilnehmen 
und Rechte aus einem Sortenschutz nur gel- 
tend machen, wenn er im Inland einen Ver- 
treter bestellt. Dieser ist im Verfahren vor 
dem Bundessortenamt und, unbeschadet des 
§ 78 der Zivilprozeßordnung, in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, die den Sortenschutz be- 
treffen, zur Vertretung befugt. Der Ort, an 
dem der Vertreter seinen Geschäftsraum hat, 
gilt im Sinne des § 23 der Zivilprozeßord- 
nung als der Ort, an dem sich der Vermögens- 
gegenstand befindet; fehlt ein Geschäftsraum, 
so ist der Ort maßgebend, an dem der Ver- 
treter seinen Wohnsitz und in Ermangelung 
eines solchen der Ort, an dem das Bundes- 
sortenamt seinen Sitz hat. 


ABSCHNITT II 
Bundessortenamt 

§ 15 

Aufgaben des Bundessortenamtes 

(1) Über die Erteilung des Sortenschutzes 
und die nach diesem Gesetz hiermit zusam- 
menhängenden Angelegenheiten, Insbesondere 
über die Verlängerung und die Aufhebung 
des Sortenschutzes, entscheidet das Bundes- 
sortenamt. 

(2) Das Bundessortenamt ist eine Bundes- 
oberbehörde. Es untersteht dem Bundesmini- 
ster. 
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§ 16 

Entscheidungen des ßundessortenamtes 

Die Entscheidungen des Bundessortenamtes 
werden in den im Gesetz bestimmten Fällen 
von den Sortenausschüsscii, im übrigen von 
dem Leiter des Bundessortenamtes getroffen. 

§ 17 

Bildung von Sortenaussdiüssen und 
Einspruchsausscliüssen 

Beim Bundessortenamt werden für die ein- 
zelnen Arten oder eine Gruppe solcher Ar- 
ten Sortenausschüssc sowie zur Entscheidung 
über Einsprüche gegen Entscheidungen von 
Sortenausschüssen Einspruchsviusschüsse nach 
näherer Bestimmung des Bundesministers ge- 
bildet. Der Bundesminister regelt die Zahl 
und den Geschäftskreis dieser Aussdiüsse. Er 
bestimmt durdi Rechtsverordnung die Form 
ihres Verfahrens. Einspruchsausschüsse gelten 
als Sortenausschüsse im Sinne des § 16 . 

§ 18 

Zusammensetzung der Sortenausschüsse und 
Einspruchsausschüsse 

(1) Die Sortenausschüsse und Einspruchs- 
ausschüsse bestehen aus dem Vorsitzenden 
und sechs Beisitzern. Sie sind bei Anwesen- 
heit des Vorsitzenden und von vier Beisit- 
zern besdilußfähig. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(2) Vorsitzender des Sortenausschusses ist 
der Leiter des Bundessortenamtes oder ein 
von ihm bestimmter Beamter des höheren 
Dienstes. Vorsitzender des Einspruchsaus- 
schusses ist ein vom Bundesminister bestimm- 
ter Beamter des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten. 

(3) Die Beisitzer werden von dem Bun- 
desminister im Benehmen mit den nach Lan- 
desrecht zuständigen obersten Landesbehör- 
den (oberste Landesbehörden) und nacli An- 
hörung der berufsständischen und fachlichen 
Spitzenorganisationen berufen. Die Beisitzer 
sollen aus verschiedenen Teilen des Bundes- 
gebietes stammen. Sie sollen auf dem in Be- 
traclit kommenden Gebiet besondere Fach- 
kunde besitzen; mindestens ein Beisitzer soll 
auf diesem Gebiet wissenschaftlich hervorge- 
treten sein. Die Berufung von Inhabern oder 
Angestellten privater Zuchtbetriebe oder von 
Angestellten von Züchterverbänden ist un- 


statthaft. §§ 32 und 33 Nr. 1 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes sind entsprechend anzu- 
wenden. 

(4) Die Beisitzer der Sortenaussdiüsse wer- 
den auf die Dauer von “drei Jahren berufen. 
Von den Beisitzern des vorhergehenden Sor- 
tenausschusses sollen höchstens vier Personen 
berufen werden; diese sollen nicht mehr als 
zweimal hintereinander berulcn werden, 

(5) Die Beisitzer der Einspruchsausschüsse 
werden auf die Dauer von sechs Jahren be- 
rufen. Als Mitglied soll nicht berufen werden, 
wer Mitglied des Sortenausschusses ist, über 
dessen Entscheidungen der Einspruchsaus- 
schuß auf Einspruch entscheidet. Dies gilt 
nicht für den Beisitzer, der wegen seiner wis- 
senschaftlichen Betätigung berufen ist. 

(6) Der Bundesminister kann einen Bei- 
sitzer abberufen, wenn Umstände eintreten 
oder bekannt v/erden, bei deren Vorhanden- 
sein eine Berufung nicht erfolgen darf oder 
soll oder wenn der Beisitzer seine Amtspflicht 
grob verletzt hat. 

§ 19 

Verpfllclitung der Beisitzer 

(1) Die Beisitzer sind bei ihrer ersten 
Dienstleistung von dem Vorsitzenden durcli 
Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. D>e 
Verordnung gegen Bestechung und Geheim- 
nisverrat nicht beamteter Personen in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Relchsgesetzbl. 1 
S. 351) ist entsprcdiend anzuwenden. 

(2) Ausschußmitglieder, auf welche die 
Voraussetzungen des § 41 der Zivilprozeß- 
ordnung zutreffen, sind von der Ausübung 
des Amtes ausgeschlossen. Das gleiche gilt für 
die Ausschußmitglieder, deren wirtschaftliche 
Lage durch das Ergebnis der Entsdieidung 
unmittelbar oder mittelbar berührt werden 
kann oder die zu einer Person, deren wirt- 
sdiaftlidie Lage in gleicher Weise berührt 
werden kann, in einem in § 41 Nr. 2 und 3 
der Zivilprozeßordnung bezeidineten Ver- 
hältnis stehen. Bestehen Zweifel, ob ein Aus- 
schußmitglied von der Ausübung seines Am- 
tes ausgeschlossen ist, so entscheidet hierüber 
der Aussdiuß ohne das Ausschußmitglied. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor- 
sitzenden, und, wenn über dessen Ausschluß 
zu beraten ist, die Stimme des ältesten Bei- 
sitzers den Ausschlag. 
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§ 20 

Entschädigung der Beisitzer 

Die Beisitzer erhalten nach Maßgabe einer 
vom Bundesminister ^im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen zu erlas- 
senden Entschädigungsordnung eine ange- 
messene Entschädigung für Aufwand und 
Zeitverlust sowie den Ersatz der Fahrt- 
kosten. 

§ 21 

Stellvertretende Beisitzer 

Für jeden Beisitzer ist mindestens ein stell- 
vertretender Beisitzer zu ernennen. Für die 
stellvertretenden Beisitzer gelten die §§ 18 
bis 20 entsprechend. 

§ 22 

Form der Entscheidungen 

Die Entscheidungen des Bundessorten- 
amtes nach § 26 Abs. 3, § 27 Abs. 2 und 
§§ 28 bis 32 sind mit Gründen zu versehen, 
schriftlich auszufertigen und allen Beteiligten 
von Amts wiegen zuzustellen. Wird einem 
Antrag nach § 26 Abs. 3, § 27 Abs. 2 statt- 
gegeben oder dem Vorschlag nach § 30 ent- 
sprochen, so bedarf es der Begründung nicht. 

§ 23 

Sortenschutzrolle 

(1) Das Bundessortenamt führt eine Sor- 
tenschutzrolle, in welcher der Name der 
Sorte, die Sortenmerkmale sowie der Name 
und der Wohnort des Ursprungszüchters, des 
Sortensdiutzlnhabers, eines etwa bestellten 
Vertreters (§ 14 Abs. 3) sowie eines Nut- 
zungsberechtigten (§ 10) einzutragen sind. 
Wegen der Sortenmerkmalc kann auf eine 
andere amtliche Liste des Bundessortenamtes 
Bezug genommen werden. In der Sorten- 
schutzrolle sind ferner der Beginn, der Ab- 
lauf, die Verlängerung, das Erlöschen oder 
die Aufhebung des Sortenschutzes und etwa- 
ige Auflagen (§11 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 4, 
§ 29 Abs. 2 Satz 3) sowie der Beginn und Ab- 
lauf eines Nutzungsredites (§ 10) zu ver- 
merken. 

(2) Das Bundessortenamt vermerkt in der 
Sortenschutzrolle eine Änderung in der Per- 
son des Sortenschutzinhabers und seines Ver- 
treters (§14 Abs. 3), wenn sie ihm nachge- 
wiesen wird. Solange die Änderung nicht ein- 


getragen ist, bleiben der frühere Sorten- 
schutzinhaber und der frühere Vertreter nadi 
Maßgabe dieses Gesetzes berechtigt und ver- 
pflichtet. Das gleiche gilt, solange die Ein- 
räumung oder die Beendigung eines Nui- 
zungsredites (§ 10) nicht eingetragen ist. 

§ 24 

Einsidit in die Sortenschutzrolle und in die 
Erteilungsunterlagen 

(1) Die Einsicht in die Sortenschutzrolle 
steht jedermann frei. 

(2) Die Einsicht in die Unterlagen für die 
Erteilung des Sortenschutzes steht jedem 
frei, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
macht. 


ABSCHNITT III 
Erteilungsverfahren 

§ 25 

Anmeldung der Sorte 

(1) Die Sorte ist beim Bundessortenamt 
sdiriftlich anzumelden. Der Anmeldung sind 
die Unterlagen beizufügen, die erforderlich 
sind, um die Voraussetzungen für die Ertei- 
lung des Sortensdiutzes zu beurteilen. 

(2) Die Anmeldungen sind nach der 
Reihenfolge des Eingangs zu verzeichnen. 
Diese bestimmt sich im Zweifel nach der 
Reihenfolge der Eintragungen in das Ein- 
gangsbuch des Bundessortenamtes. 

(3) Der Anmelder hat den oder die Ur- 
sprungszüchter der angemeldeten Sorte zu 
benennen und zu versichern, daß weitere 
Personen seines Wissens an der Züchtung der 
Sorte nicht beteiligt sind. Ist der Anmelder 
nicht oder nicht allein der Ursprungszüchter 
der Sorte, so hat er anzugeben, wie die Sorte 
an ihn gelangt ist. Zur Prüfung der Rlditig- 
keit der Angaben ist das Bundessortenamt 
nicht verpflichtet. 

(4) Die Anmeldung ist unter Angabe des 
Namens und des Wohnortes des Anmelders 
und des Ursprungszüchters sowüc der Art 
und etwaiger besonderer kennzeichnender 
Merkmale der angemeldeten Sorte in dem 
vom Bundesminister bestimmten Blatt be- 
kanntzumachen. 
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§ 26 

Sortenprüfung 

(1) Die Prüfung der angemeldeten Sorte 
auf Selbständigkeit und Beständigkeit (Re- 
gisterprüfung) und die Prüfung von Nutz- 
pflanzen auf ihren landeskulturellcn Wert 
(Wertprüfung) erfolgt mittels Anbau und 
Untersuchung. 

(2) Zur Prüfung der Selbständigkeit der 
angemeldeten Sorte Ist das Bundessortenamt 
nur insoweit verpflichtet, als andere Sorten 
der gleichen Art beim Bundessortenamt 
angemeldet oder eingetragen oder dem Bun- 
dessortenamt als im Verkehr befindlich be- 
kannt oder als im Verkehr befindlich nach- 
gewiesen sind. 

(3) Die Wertprüfung ist auf Antrag aus- 
zusetzen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, 
Insbesondere wenn der Anmelder ohne Ver- 
schulden nicht über das für die Wertprüfung 
erforderliche Material verfügt. In diesem 
Falle ist dem Anmelder eine Frist zu setzen, 
innerhalb deren er die Nachholung der Wert- 
prüfung zu beantragen hat. Die Frist kann 
durch den Leiter des Bundessortenamtes ver- 
längert werden. Sie soll drei Jahre nicht 
überschreiten. 

§ 27 

Pflichten des Anmelders 

(1) Der Anmelder hat dem Bundessorten- 
amt das zur Durchführung der Prüfung der 
angemeldeten Sorte erforderliche Material 
fristgemäß und laufend einzusenden, die für 
die Beurteilung der Sorte sowie seines Zucht- 
betriebes notwendigen Angaben zu machen, 
auch eine Besichtigung seines Zuchtbetricbes 
zu gestatten. 

(2) Zur Erzeugung von Zuchtsaatgut der 
Sorte durch vertragliche Vermehrer vor der 
Erteilung des Sortenschutzes bedarf es der 
Zustimmung des Bundessortenamtes. 

§ 28 

Zurückweisung der Anmeldung aus formellen 
Gründen 

(1) Der Leiter des Bundessortenamtes weist 
die Anmeldung zurück, wenn 

1. die Sorte nicht zu den im Artenverzeidi- 
nis aufgeführten Arten gehört oder be- 
reits gesdiützt war oder ist; 


2. der Anmelder die Nachholung der Wert- 
prüfung nicht innerhalb der gesetzten 
Frist beantragt (§ 26 Abs. 3). 

(2) Der Leiter des Bundessortenamtes kann 
die Anmeldung zurückweisen, wenn der An- 
melder trotz Mahnung unter Fristsetzung 

1. den Bestimmungen nach § 25 Abs. 1 
oder 3 oder nach § 27 nicht genügt; 

2. fällige Gebühren nicht oder nicht recht- 
zeitig entrichtet. 

§ 29 

Entscheidung über die Erteilung des Sorten- 
schutzes 

(1) Über die Erteilung des Sortenschutzes 
entscheidet unbeschadet des § 28 der Sorten- 
ausschuß. 

(2) Hält der Sortenausschuß die Voraus- 
setzungen für die Erteilung des Sortenschut- 
zes für gegeben, so beschließt er die Ertei- 
lung dieses Rechtes. Andernfalls weist er die 
Anmeldung zurück. Der Sortenschutz kann 
unter Auflagen erteilt werden. 

§ 30 

Entscheidungen über den Sortennamen 

(1) Im Erteilungsbesdiluß setzt der Sorten- 
aussdiuß nach dem Vorschlag des Anmelders 
den Sortennamen fest. Ist der vorgeschla- 
gene Sortenname geeignet, unrichtige Vor- 
stellungen über die Eigenschaften und den 
Wert der Sorte oder die Zuchtstufe oder 
Nachbaustufe des Saatgutes der Sorte zu er- 
wecken oder Verwechslungen mit einem an- 
deren Sortennamen oder mit einem Waren- 
zeichen hervorzurufen, das zugunsten eines 
Dritten für gleiche oder gleichartige Waren 
auf Grund einer früheren Anmeldung ein- 
getragen ist, so Ist dem Anmelder aufzuge- 
ben, innerhalb der ihm zu bestimmenden 
Frist einen anderen Sortennamen vorzu- 
schlagen. Schlägt der Anmelder nach noch- 
maliger Fristsetzung einen geeigneten Sorten- 
namen nicht vor, so setzt der Sortenausschuß 
den Sortennamen fest. 

(2) Ist bei der Erteilung des Sorten- 
schutzes ein Sortenname nicht nach Absatz 1 
festgesetzt worden, so ist der Sortenschutzin- 
haber von Amts wegen oder auf Antrag des 
Betroffenen aufzufordern, innerhalb einer 
ihm zu bestimmenden Frist einen anderen 
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Sortennamen vorzusdilagcn. Für das weitere 
Verfahren gilt Absatz 1 Sätze 2 und 3 ent- 
sprediend, 

§ 31 

Weitere Zuständigkeiten des Sorten- 
ausschusses 


mit der Maßgabe anzuwenden, daß das 
Bundesverwaltungsgeridit in der Sache selbst 
nur entscheidet, wenn die Angelegenheit von 
allgemeiner grundsätzlicher Bedeutung ist 
oder aus zwingenden Gründen des öffent- 
lichen Interesses einer alsbaldigen Entschei- 
dung bedarf. 


Der Sortenausschuß entscheidet über 

1. die Verlängerung der Dauer des Sorten- 
schutzes (§11 Abs. 2), 

2. die Aufhebung des Sortenschutzes in den 
Fällen des § 12 Abs. 2. und Abs. 3 
Nr. 1 und 2, 

3. eine Auflage nach § 12 Abs. 4. 


§ 32 

Rcchtsbehelfe 

(1) Gegen die Entscheidungen des Bundes- 
sortenamtes steht dem Betroffenen der Ein- 
spruch zu. 

(2) Der Einspruch ist binnen eines Monats 
nach Zustellung der Entscheidung schriftlich 
beim Bundessortenamt einzulegen und zu be- 
gründen. Der Einspruch ist zurückzuweisen, 
wenn eine im Falle der Einlegung des Ein- 
spruchs zu zahlende Gebühr nicht innerhalb 
der Ausschlußfrist oder, wenn Zahlungsauf- 
schub bewilligt ist, nicht Innerhalb der Zah- 
lungsfrist gezahlt ist. 

(3) Über den Einspruch entscheidet, wenn 
sich der Einspruch gegen die Entscheidung 
eines Sortenausschusses richtet, der zustän- 
dige Einspruchsauschuß, im übrigen der 
Leiter des Bundessortenamtes. 

(4) Gegen die Versäumung der Einspruchs- 
frist Ist unter den Voraussetzungen des § 22 
des Gesetzes über das Bundesverwaltungs- 
gericht vom 23. September 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 625) die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand zu erteilen. 

(5) Hat der Sortenausschuß ohne zu- 
reichenden Grund innerhalb angemessener 
Frist sachlich nicht entschieden, so gilt Ab- 
satz 1 entsprechend. 

(6) Über Anfechtungsklagen gegen Ent- 
scheidungen eines Einspruchsausschusses oder 
wegen Untätigkeit eines Einspruchsaus- 
schusses entscheidet das Bundesverwaltungs- 
gericht im ersten und letzten Rechtszug. Das 
Gesetz über das Bundesverwaltungsgericht ist 


§ 33 


Bekanntmachung und U rkundenerteilung ; 
Anfechtungsrecht für jedermann 


(1) Ist der Sortenschutz erteilt oder ver- 
längert, so erläßt das Bundessortenamt in 
dem vom Bundesminister bestimmten Blatt 
eine Bekanntmachung und fertigt für den In- 
haber des Sortenschutzes eine Ürkunde aus. 


(2) Binnen drei Monaten nach der Be- 
kanntmachung kann jeder gegen die nach 
Absatz 1 bekanntgemachte Entscheidung 
Einspruch einlegen oder, wenn ein Ein- 
spruchsausschuß entschieden hat, Anfech- 
tungsklage erheben. § 32 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 und Abs. 6 sind entsprechend anzu- 
wenden. Einspruch und Anfechtungsklage 
haben keine aufschiebende Wirkung. 


§ 34 

Ausführungsbestimmungeil 

Der Bundesminister erläßt durch Rechts- 
verordnung 

1. eine Anmeldungsordnung, In der die Art 
und Weise der Anmeldung einer Sorte 
beim Bundessortenamt geregelt wird; 

2. eine Prüfungs- und Überwachungsord- 
nung, in der das Verfahren des Bundes- 
sortenamtes bei der Prüfung von Sorten 
auf die Voraussetzungen für die Erteilung 
des Sortenschutzes und die Überwachung 
geschützter Sorten geregelt wird; 

3. mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen eine Gebührenordnung, in 
der die Gebühren dem Grund und der 
Höhe nach festgesetzt werden; die Fest- 
setzung hat im Rahmen der entstehen- 
den Verv/altungskosten des Bundessorten- 
amtes oder sonst beteiligter Stellen unter 
Berücksichtigung des Interesses des Ge- 
bührenschuldners am Sortenschutz und, 
soweit eine Verwaltungstätigkeit in Be- 
tracht kommt, unter Berücksichtigung der 
Bedeutung dieser Tätigkeit zu erfolgen. 
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ABSCHNITT IV 

Rechtsverletzungen, Sortenstreitsachen 

§ 35 

Rechtsverletzungen 

(1) Wer entgegen der Bestimmung des 
§ 6 ohne die erforderlidie Zustimmung des 
Sortenschutzinhabers Saatgut einer geschütz- 
ten Sorte erzeugt, feilhält oder in den Ver- 
kehr bringt oder entgegen der Bestimmung 
des § 7 den Sortennamen einer geschützten 
Sorte verwendet, kann von dem Verletzten 
auf Unterlassung in Anspruch genommen 
werden. 

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder 
fahrlässig vornimmt, ist dem Verletzten zum 
Ersatz des hieraus entstehenden Schadens ver- 
pflichtet. Fällt dem Verletzer nur leichte 
Fahrlässigkeit zur Last, so kann das Gericht 
an Stelle eines Schadenersatzes eine Ent- 
schädigung festsetzen, deren Höhe zwischen 
dem Schaden des Verletzten und dem Vor- 
teil liegt, der dem Verletzer erwachsen ist. 

(3) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 
und 2 verjähren in drei Jahren von dem Zeit- 
punkt an, in dem der Berechtigte von der 
Verletzung und der Person des Verpflich- 
teten Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf 
diese Kenntnis In 30 Jahren von der Verlet- 
zung an. Hat der Verpflichtete etwas erlangt, 
so ist er auch nach Vollendung der Verjäh- 
rung zur Herausgabe nach den Vorschriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung verpflichtet. 

§ 36 

Sortenschutzstreitsachen 

(1) Die oberste Landesbehörde kann für 
die Bezirke mehrerer Landgerichte eines von 
ihnen als Gericht für Sortenschutzstreit- 
sachen bezeichnen. Es ist neben den Land- 
gerichten, deren Bezirke ihm zugeteilt wer- 
den, für alle Klagen zuständig, durch die ein 
Anspruch aus einem im Ersten Teil dieses 
Gesetzes geregelten Rechtsverhältnis geltend 
gemacht wird. 

(2) Ein bei einem anderen Landgeridit an- 
hängiger Rechtsstreit ist auf Antrag des Be- 
klagten an das Gericht für Sortenschutz- 
streitsachen zu verweisen. Der Antrag ist nur 
vor der Verhandlung des Beklagten zur 
Flauptsache zulässig. Er kann auch von einem 


Rechtsanwalt gestellt werden, der bei dem 
Gericht für Sorteiisdiutzstreitsachcn zuge- 
lassen ist. Die Entscheidung ist unanfechtbar 
und für das Gericht bindend. 

(3) Vor dem Gericht für Sortenschutz- 
streitsachen können sich die Parteien auch 
durch Rechtsanwälte vertreten lassen, die 
bei dem sonst zuständigen Landgericht zu- 
gelassen sind. Das Entsprechende gilt für die 
Vertretung vor dem Berufungsgericht. 

(4) Die Mehrkosten, die einer Partei durch 
eine Verweisung nach Absatz 2 oder da- 
durch erwachsen, daß sie sich nach Absatz 3 
durch einen beim Prozeßgericht nicht zuge- 
lasscnen Rechtsanwalt vertreten läßt, sind 
nicht zu erstatten. 

ABSCHNITT V 
§ 37 

Besonderes Sorten Verzeichnis 

(1) Das Bundessortenamt führt neben der 

Sortenschutzrolle (§ 23) ein Besonderes 

Sortenverzeichnis für Sorten, die nadi §§ 2 
und 3 nicht schutzfähig sind, deren Saatgut 
jedoch nadi dem Zweiten Teil des Gesetzes 
der Anerkennung bedarf. Die Eintragung in 
das Besondere Sortenverzeichnis Ist nur zu- 
lässig, wenn an der Verwendung des Saat- 
gutes der Sorte ein landeskulturelles oder 
volkswirtschaftliches Interesse besteht. 

(2) Bel züchterisdi bearbeiteten Sorten ist 
für jede Erhaltungszüchtung (Selektion) der 
Erhaltungszüchter einzutragen. Bel Sorten 
ohne Sorteninhaber (freie Sorten) Ist die Ein- 
tragung eines Erhaltungszüchters zulässig, 
audi wenn ein anderer Erhaltungszüchter 
bereits eingetragen ist. 

(3) Landsorten werden nur eingetragen, 
wenn die Erhaltung ihres Typs durch ent- 
sprechende Maßnahmen gewährleistet ist und 
die oberste Landesbehörde des Landes, in 
dem die Landsorte heimisch ist, die Ein- 
tragung beantragt. Landsorte ist eine freie 
Sorte, die Innerhalb ihres Herkunftsgebietes 
durch natürliche Auslese entstanden ist. 

(4) Für Eintragungen nach den Absätzen 
1 bis 3 gelten §§ 7, 8, 11, 12, 14 Abs. 1 und 2, 
22 bis 24y 25 Abs. 1, 26 bis 34 sinngemäß. 

(5) Bei Landsorten gilt die oberste Landes- 
behörde im Sinne des § 32 Abs. 1 als be- 
troffen. 
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ZWEITER TEIL 
Saatgut von Kulturpflanzen 

§ 38 

Grundbegriffe 

(1) Saatgut im Sinne dieses Gesetzes sind 
Samen, Pflanzgut oder Pflanzenteile, die für 
die Fortpflanzung oder für die Erzeugung 
von Pflanzen bestimmt sind. 

(2) Zuchtsaatgut im Sinne dieses Gesetzes 
ist Saatgut einer züchterisch bearbeiteten 
Sorte, das nach den Regeln der Erhaltungs- 
züchtung gewonnen ist. 


ABSCHNITT I 

Anerkennung und Zulassung von landwirt- 
schaftlichem Saatgut und Gemüsesaatgut 

§ 39 

Verkehr mit landwirtschaftlichem Saatgut 
und Gemüsesaatgut 

Landwirtschaftliches Saatgut und Gemüse- 
saatgut darf als solches gewerbsmäßig nur feil- 
gehalten, angeboten, verkauft oder sonst in den 
Verkehr gebracht werden, wenn cs anerkannt 
oder nach ^§51 bis 53 zugelassen ist. Dies 
gilt nicht für Zuchtsaatgut, das im Inland 
auf Grund eines mit einem Vermehrer ge- 
schlossenen Vermehrungsvertrages als Ver- 
Vermehrungssaatgut an eine der Vertrags- 
parteien abgegeben oder zurückgegeben 
wird, oder für eingeführtes Saatgut, das nicht 
in den Inlandsverkehr gelangt ist, wenn cs 
wieder ausgeführt wird. Der Bundesminister 
kann durch Rechtsverordnung Ausnahmen 
von Satz 1 zulassen, wenn bei bestimmten 
Arten von landwirtschaftlichen Pflanzen oder 
Gemüsepflanzen an der Saatgutanerkennung 
kein landeskulturellcs Interesse oder nur ein 
geringes landeskulturelles Interesse besteht, 
oder wenn die Durchführung des Anerken- 
nungsverfahrens mit unverhältnism’äßigen 
Kosten oder Schwierigkeiten verbunden wäre. 

§ 40 

Anerkennungsstelle 

Die Anerkennung wird durch die oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle (Anerkennungsstelle) ausgesprochen. 
Sie gilt für den Geltungsbereich des Ge- 


setzes. Als Anerkennungsstelle kann nur eine 
Behörde oder eine Landwirtschaftskammer 
bestimmt werden. 

§ 41 

Voraussetzungen der Anerkennung 

(1) Saatgut darf nur anerkannt werden, 
wenn die Sorte des Saatgutes geschützt (§ 6) 
oder in das Besondere Sortenverzeichnis 
(§ 37) eingetragen ist. 

(2) Anerkannt wird nur 

1. Zuchtsaatgut als Hochzuchtsaatgut oder 
als Stammsaatgut, 

2. Nachbausaatgut, 

3. Landsortensaatgut. 

(3) Als Hochzuchtsaatgut wird nur Zudit- 

saatgut einer geschützten Sorte anerkannt, 
das aus Elitesaatgut oder Zuditsaatgut einer 
vorhergehenden Zuchtstufe erwachsen ist, 
wenn durch Prüfung der Anerkennungsstelle 
festgestellt ist, daß dieses Zuchtsaatgut die 
nach § 42 bestimmten Voraussetzungen 

erfüllt. 

(4) Als Stammsaatgut wird Zuchtsaatgut 
einer in das Besondere Sortenverzeichnis 
eingetragenen Sorte nur anerkannt, wenn 

1. die Voraussetzungen des Absatzes 3 vor- 
liegen, 

2. der Erhaltungszüchter nach § 37 Abs. 2 
Satz 1 in das Besondere Sortenverzeich- 
nis eingetragen ist und 

3. der Erhaltungszüchtcr während der drei 
letzten Zuchtgenerationen die Sorte nach 
den Grundsätzen systematischer Erhal- 
tungszüditung bearbeitet hat. 

(5) Als Nachbausaatgut wird nur Saat- 
gut üblicherweise vegetativ vermehrter 
Pflanzen anerkannt, das aus anerkanntem 
Hochzuchtsaatgut oder aus anerkanntem. Im 
eigenen Betrieb des Nachbauers erzeugten 
Nachbausaatgut erwachsen ist, wenn es zu 
einer Art und Nachbaustufe gehört, für deren 
Saatgut der Bundesministcr durdi Rechts- 
verordnung die Anerkennung als Nachbau- 
saatgut zugelassen hat. Bel Kartoffeln ist 
Nachbausaatgut zur Anerkennung zugelassen, 
soweit es sich nicht um Sorten nach § 3 
Abs. 2 Nr. 2 handelt. 

(6) Landsortensaatgut wird nur anerkannt, 
wenn es in dem Gebiet erzeugt ist, für das 
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die Landsorte im Besonderen Sortenverzeich- 
nis eingetragen ist. 

§ 42 

Mindestanforderungen und weitere fachliche 
Voraussetzungen der Anerkennung 

(1) Der Bundesminister setzt zur Förde- 
rung der Saatgutqualit'ät durch Rechtsverord- 
nung die Mindestanforderungen für 

1. den Feldbcstand auf den Vermehrungs- 
feldern, 

2. die Beschaffenheit des Saatgutes, 

3. die Einrichtung des Betriebes des An- 
tragstellers und derjenigen Betriebe, die 
im Aufträge des Antragstellers Saatgut 
erzeugen, bearbeiten oder in den Verkehr 
bringen, 

sowie weitere fachlich erforderlidie Voraus- 
setzungen in bezug auf die Erzeugung von 
anerkanntem Saatgut fest. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann zur 
Förderung der Saatgutqualität im Benehmen 
mit dem Bundesminister durch Reclitsver- 
ordnung weitere erforderliche Mindest- 
voraussetzungen oder fachliche Voraus- 
setzungen bestimmen. 

§ 43 
Prüfung 

(1) Die Anerkennungsstelle prüft, ob die 
Voraussetzungen der Anerkennung gegeben 
sind. 

(2) Das Ergebnis der Prüfung des Feld- 
bestandes ist dem Antragsteller unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. Er kann binnen drei 
Tagen nach Empfang der Mitteilung eine 
Nachkontrolle verlangen; die Nachkontrolle 
soll von einem anderen Prüfer vorgenommen 
werden. 

(3) Die zur Untersuchung der Besdiaffen- 
heit des Saatgutes erforderlichen Proben 
zieht der Antragsteller. Der Bundesminister 
regelt durch ReAtsverordnung Menge, Ver- 
packung, Aufbewahrung und Kennzeichnung 
der Proben. Weicht die Beschaffenheit des in 
Verkehr gebrachten Saatgutes mehrmals er- 
heblich von der vom Antragsteller einge- 
sandten Probe ab, so hat die Anerkennungs- 
stelle anzuordnen, daß die Proben auf Kosten 
des Antragstellers durch einen amtlldien 
Probenehmer zu ziehen sind. Die oberste 


Landesbehörde kann in Abweichung von 
Satz 1 durch Rcditsverordnung bestimmen, 
daß alle Proben durch einen amtlichen Probe- 
nehmer zu ziehen sind; sie regelt in diesem 
Falle die Art der amtlichen Probenahme. 

§ 44 

Anerkennung 

(1) Das endgültige Ergebnis der Prüfung 
Ist dem Antragsteller unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. Führt die Prüfung zur An- 
erkennung, so erhält der Antragsteller eine 
Bescheinigung. 

(2) Die Anerkennung kann unter Auflagen 
erfolgen. 

§ 45 

Dauer der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung gilt für die Dauer 
von zwölf Monaten, sofern nicht die An- 
erkennungsstelle im Einzelfall aus landes- 
kulturellen Gründen eine kürzere Frist fest- 
setzt. 

(2) Der Bundesminister kann aus landes- 
kulturellen Gründen bei einzelnen Arten 
oder Gruppen von Arten die Dauer der An- 
erkennung durch Rechtsverordnung ab- 
weichend regeln. 

S 46 

Änderung der Einstufung von Saatgut 

(1) iVnerkanntes Saatgut, das zu anderen 
als Saatzwecken in den Verkehr gebracht ist, 
darf als Saatgut nicht mehr vertrieben 
werden. 

(2) Anerkanntes Saatgut, das als Saatgut 
einer geringeren als der anerkannten Anbau- 
stufe in den Verkehr gebracht ist, darf nur 
als Saatgut der geringeren Anbaustufe ver- 
trieben werden. 

§ 47 

Verpflichtungen des Antragstellers 

Der Antragsteller ist verpflichtet, Auf- 
zeichnungen über den Ertrag und Vertrieb 
des anerkannten Saatgutes sowie über die 
Herkunft des zu dessen Erzeugung verwen- 
deten Saatgutes zu machen. Er hat diese Auf- 
zeichnungen und die Nachweise hierzu der 
Anerkennungsstelle auf Verlangen vorzu- 
legen. Die Anerkennungsstelle kann die 
Aushändigung oder Einsendung von Saatgut- 
proben verlangen. 
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§48 § 51 


Vermehrung von Zuditsaatgut außerhalb 
des Zuditbetriebes 

Wer Zuchtsaatgut zu Elitesaatgut oder 
Zuchtsaatgut einer vorhergehenden Zucht- 
stufe außerhalb des Zuchtbetriebes vermehren 
läßt, darf hierfür nur Zuchtsaatgut verwen- 
den, das durch eine Anerkennungsstelle mit 
Erfolg geprüft ist. 

§ 49 

Saatgutvermehrung außerhalb des Geltungs- 
bereiches des Gesetzes 

(1) Der Bundesminister kann im Interesse 
der Landeskultur durch Rechtsverordnung 
die Anerkennung von Saatgut zulassen, das 
im Aufträge eines inlandisdien Sorten- 
inhabers oder Erhaltungszüchters außerhalb 
des Geltungsbereichs des Gesetzes vermehrt 
ist, wenn der Antragsteller die in Betradit 
kommende Sorte züditerisdi bearbeitet und 
Gewähr dafür besteht, daß das im Ausland 
vermehrte Saatgut von Elitesaatgut oder 
Zuchtsaatgut einer vorhergehenden Zucht- 
stxife stammt, das durch eine deutsche An- 
erkennungsstelle geprüft ist. Im Interesse 
einer einwandfreien Saatgutvermehrung 
kann er weitere fachlich erforderliche 
Voraussetzungen für die Anerkennung sol- 
chen Saatgutes bestimmen. 

(2) Der Bundesminister kann die Prüfung 
von außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes gelegenen Anerkennungsstellen der 
Prüfung einer deutschen Anerkennungsstclle 
gleichstellen. 

(3) Soweit die Prüfung des Saatgutes in- 
ländischen Anerkennungsstellen obliegt, gel- 
ten die Vorschriften dieses Abschnittes ent- 
sprechend. 

§ 50 

Saatgut aus Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes 

Der Bundesminister kann durdi Rechts- 
verordnung Saatgut, das außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Gesetzes anerkannt oder 
geprüft ist, dem durch eine deutsche An- 
erkennungsstclle anerkannten Saatgut gleich- 
stellen, wenn das Verfahren der Anerken- 
nung oder Prüfung den Grundsätzen dieses 
Gesetzes entspricht. 


Zulassung von Im Inland erzeugtem Saatgut 
als Handelssaatgut 

(1) Erscheint die Versorgung mit an- 
erkanntem Saatgut nicht gesichert, so kann 
der Bundesminister durch Reditsverordnung 
bestimmen, daß im Inland erzeugtes Saatgut 
als Handelssaatgut zugelassen werden darf. 
Er bestimmt durch Reditsverordnung ent- 
sprechend dem Interesse der Landeskultur 
die Mindestanforderungen an Reinheit und 
Keimfähigkeit sowie die sonstigen für die 
Verwendung des Saatgutes wesentlichen 
Eigensdiaften. 

(2) Die Zulassung als Handelssaatgut wird 
von der obersten Landesbehörde oder der 
von ihr bestimmten Stelle vorgenommen. 

(3) Für den Geltungsbereich der Zulassung 
gilt § 40 Satz 2; für die Probenahme, für die 
Mitteilung der Zulassung, die Auflagenertei- 
lung, die Dauer der Zulassung sowie für die 
Verpflichtungen aus der Zulassung gelten 
§ 43 Abs. 3, §§ 44 bis 46 Abs. 1 und § 47 
sinngemäß. 

§ 52 

Zulassung von eingeführtem Saatgut als 
Importsaatgut 

(1) Aus dem Ausland oder sonst in den 
Geltungsbereich des Gesetzes verbrachtes (ein- 
geführtes) Saatgut wird vorbehaltlich des § 50 
als Importsaatgut zugelassen. § 51 Abs. 1 gilt 
entsprechend. Soweit es sich um besonders 
wertvolle ausländische Arten, Sorten oder 
Herkünfte handelt, hat der Bundesminister 
durch Rechtsverordnung die Zulassung von 
ausreichenden Mengen eingeführten Saatgutes 
als Importsaatgut zu ermöglichen. 

(2) Saatgut, das auf Grund oder nach Maß- 
gabe zwisdienstaatllcher Abmachungen oder 
auf Grund deviscnrechtllch genehmigter Ein- 
fuhrverträge eingeführt wird, ist als Import- 
saatgut zuzulassen, wenn es den nach § 51 
Abs. 1 Satz 2 festgesetzten Mindestanforde- 
rungen und Eigenschaften entspricht. 

(3) Die Zulassung als Importsaatgut wird 
von der durch den Bundesminister be- 
stimmten Stelle vorgenommen. § 51 Abs. 3 
gilt entsprechend. 

(4) Bei Klee und Gräsern kann derBundes- 
niinister durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß Importsaatgut nur gefärbt in den Ver- 
kehr gebracht werden darf. 
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(5) Für die Zulassung von eingeführtem 
Saatgut kann der Bundesminister durch 
Rechtsverordnung die amtliche Bescheinigung 
einer ausländischen Prüfungsstelle der Be- 
scheinigung einer deutschen Samenprüfungs- 
stelle gleichstellen. 


ABSCHNITT II 

Sonstige Vorschriften für landwirtsdiaftliches 
Saatgut und Gemüsesaatgut 

§ 55 


§ 53 


Zulassung von Saatgut als Behelfssaatgut 


Zur Behebung von vorübergehenden, auf 
andere Weise nicht zu beseitigenden Schwie- 
rigkeiten in der Versorgung mit Saatgut 
kann der Bundesminister durch Rechtsver- 
ordnung die Zulassung von Saatgut als Be- 
helfssaatgut gestatten. Eingeführtes Saatgut 
wird durch die von dem Bundesminister be- 
stimmte Stelle, im Inland erzeugtes Saatgut 
tiurch die oberste Landesbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle zugelassen. § 51 
Abs. 3 gilt entsprechend. 


§ 54 

Mindestanforderungen im Saatgutverkehr, 
Saatgutverkehrskontrolle 

(1) Anerkanntes oder zugelassenes Saat- 
gut darf als solches gewerbsmäßig nur feil- 
gehalten, angeboten, verkauft oder sonst in 
den Verkehr gebracht werden, wenn es den 
Mindestanforderungen für die Anerkennung 
(§ 42) und, soweit es sich um Handelssaatgut 
oder Tmportsaatgut handelt, den Mindest- 
anforderungen für die Zulassung (§§ 51 und 
52) entspricht. Handelsübliche Abweichungen 
bleiben unberührt. 

(2) Bei Betrieben, die Saatgut anerken- 
nungs- oder zulassungspflichtiger Arten ge- 
werbsmäßig erzeugen, bearbeiten oder In den 
Verkehr bringen, können die nach Landes- 
recht zuständigen Behörden Proben nach 
Ihrer Auswahl zum Zwecke der Unter- 
suchung fordern oder entnehmen und Aus- 
kunft über die Herkunft der Bestände ver- 
langen, aus welchen die Proben entnommen 
sind. Innerhalb einer Saatgutperlode sollen 
mehrere Proben entnommen werden. Für 
entnommene Proben Ist eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten. 

(3) Der Bundesminister oder die oberste 
Landesbehörde kann die Ergebnisse der 
Untersuchung der Proben von im Verkehr 
befindlichem Saatgut anerkennungs- oder zu- 
lassungspflichtiger Arten veröffentlichen. 


Verpackung, Kennzeichnung, Plombierung 
und Abfüllung von Saatgut 

(1) Anerkanntes oder zugelasscnes Saatgut 
darf als solches im Inland nur in geschlossener 
Packung gewerbsmäßig In den Verkehr ge- 
bracht werden. Geschlossene Waggons stehen 
geschlossenen Packungen gleich. 

(2) An und in den Packungen sind im ge- 
werbsmäßigen Saatgutverkehr im Inlande an- 
zugeben 

1. bei anerkanntem Saatgut der Sorten- 
name, die Anerkeiinungsstufe, die Num- 
mer der Anerkennungsbescheinigung und 
die Dauer der Anerkennung, 

2. bei zugclassenem Saatgut die Eigensdiaft 
als Handclssaatgut (§51) oder als Import- 
saatgut (§ 52) oder als Behelfssaatgut 
(§ 53), die Art des Saatgutes, die Nummer 
der Zulassungsbescheinigung und die 
Dauer der Zulasung sowie bei Luzerne-, 
Klee-, Gräser- und Gemüsearten audi die 
Herkunft. 

(3) Wer als Erster anerkanntes oder zu- 
gelassenes Saatgut als solches Im Inland ge- 
werbsmäßig in den Verkehr bringt, muß die 
Saatgutpackung mit einer Plombe versehen. 
Der Bundesminister kann der Plombierung 
die Verwendung anderer geeigneter Ver- 
schlüsse gleichstellen. Er bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Kennzeichnung und 
die Art der Plomben oder der Verschlüsse 
sowie die Art ihrer Anbringung. 

(4) Aus plombierten oder sonst nach Ab- 
satz 3 verschlossenen Packungen abgefülltes 
Saatgut darf gewerbsmäßig nur in den Ver- 
kehr gebracht werden, wenn an der neuen 
Packung auch die Anschrift oder das Kenn- 
zeichen des abfüllenden Betriebes angegeben 
Ist. Das gleiche gilt, wenn abgefülltes Saat- 
gut wiederum abgefüllt wird. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 bis 4 kann 
der Bundesministcr durch Rechtsverordnung 
Ausnahmen zulassen, wenn die Regelung 
wegen der Art des Saatgutes, der Höhe der 
entstehenden Kosten oder wegen Schwierig- 
keiten im Saatgutverkehr untunlich ist. 
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§ 56 

Verbot irreführender Kennzeichnung 

(1) Für Saatgut anerkennungs- oder zu- 
lassungspflichtiger Arten dürfen gewerbs- 
mäßig ini Verkehr Bezeichnungen oder 
Kennzeidinungen nicht verwendet werden, 
die geeignet sind, Verwechslungen mit an- 
deren Sorten oderHerkünften hervorzurufen 
oder unrichtige Vorstellungen über den Wert 
oder die Eigenschaft der Sorte oder der Her- 
kunft sowie über die Zuchtstufe oder die 
Nachbaustufe des Saatgutes zu erwecken. 

(2) Für Saatgut anerkennungs- oder zu- 
lassungspflichter Arten, das nicht anerkannt 
oder zugelassen ist, oder für sonstiges Ernte- 
gut soldier Arten dürfen gewerbsmäßig im 
Verkehr keine Bezeichnungen, Kennzeich- 
nungen oder Aufmachungen verwendet wer- 
den, die das Erntegut als für Saatzweckc ver- 
wendbar erscheinen lassen. 

§ 57 

Saatgutmischung 

Anerkanntes oder zugelassenes Saatgut ver- 
schiedener Arten und Sorten darf als solches 
nicht gemischt in den Verkehr gebracht wer- 
den, Die oberste Landesbehörde kann bei 
Dauerfutterpflanzen und Ackerfutterpflanzcn 
durch Rechtsverordnung Ausnahmen zu- 
lassen. In diesem Falle hat die oberste Landes- 
behörde vorzuschreiben, daß bei Abgabe 
solcher Saatgutmischungen Art und Ver- 
hältnis der Misdiung anzugeben ist. 

§ 58 

Gewährleistung 

(1) Wird anerkanntes oder zugelassenes 
Saatgut als solches feilgehalten, angeboten, 
verkauft oder sonst in den Verkehr ge- 
bracht, so gelten die Mindestanforderungen 
(§ 54 Abs. 1) sowie die Angaben nach § 55 
Abs. 2 und § 57 Satz 3 im Zweifel als zu- 
gesichert. 

(2) Hat ein Kaufmann im Betrieb seines 
Handelsgewerbes anerkanntes Saatgut vom 
Erzeuger gekauft, so sind die §§ 377 bis 379 
des Handelsgesetzbuches entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 59 

Anzeigepflicht und Betriebsprüfung 

(1) Saatguthandelsbetriebe, die Saatgut an- 
erkennungs- oder zulassungspflichtiger Arten 
gewerbsmäßig im Betrieb eines Dritten er- 


zeugen lassen oder die sich mit der Bear- 
beitung oder der Abfüllung solchen Saatgutes 
befassen, haben die Aufnahme ihrer Tätigkeit 
der von der obersten Landesbehörde be- 
stimmten Behörde anzuzeigen. Das gleiche 
gilt für Betriebe, welche sich, ohne Saatgut- 
handels- oder Saatguterzeugerbetriebe zu sein, 
mit der Bearbeitung oder der Abfüllung von 
Saatgut im Sinne des Satzes 1 befassen. 

(2) Die in Absatz 1 bezelchneten Betriebe 
sind von den zuständigen Behörden darauf 
zu überprüfen, ob sie über die erforderlichen 
technischen Einrichtungen verfügen und ob 
die für ihre Leitung verantwortlichen Per- 
sonen die notwendigen fachlidien Kenntnisse 
und Erfahrungen sowie die notwendige per- 
sönliche und geschäftliche Zuverlässigkeit be- 
sitzen. 

(3) Die zuständige Behörde hat die Fort- 
führung eines Betriebes zu untersagen, wenn 
die in Absatz 2 bezelchneten Voraussetzungen 
nicht oder nicht mehr vorliegen und diese 
Maßnahme Im landeskulturcllen Interesse ge- 
boten ist. Das Verbot ist aufzuheben, wenn 
seine Voraussetzungen nicht mehr bestehen. 

§ 60 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die* obersten 
Landesbehörden sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister oder die obersten 
Landesbehörden können bestimmen, daß 
auch andere Behörden, die von ihnen mit der 
Durchführung dieses Gesetzes und den dazu 
ergehenden Durchführungsbestimmungen be- 
auftragt werden, auskunftsberechtigte Stellen 
im Sinne des § 1 der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht sind. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeich- 
neten Behörden sind auch berechtigt, von Be- 
trieben, die Saatgut anerkennungs- oder zu- 
lassungspflichtiger Arten gewerbsmäßig er- 
zeugen, bearbeiten oder in den Verkehr brin- 
gen, jederzeit Auskunft über die Art der Er- 
zeugung, der Bearbeitung oder des Vertriebs 
solchen Saatguts und über die Einrichtung 
solcher Betriebe zu verlangen. 

(4) Für das Auskunftsverlangen oder die 
Auskunftspfliclit gelten die Bestimmungen der 
Verordnung über die Auskunftspflicht vom 
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13. Juli 1923 mit Ausnahme des § 4 Abs. 2 
und § 6. 

(5) Der Bundesminister oder die obersten 
Landesbehörden können durch Rechtsverord- 
nung vorschreibeii, daß die Betriebe im Sinne 
des Absatzes 3 Saatgutkontrollbücher einzu- 
richten und zu führen haben. 

§ 61 

Geschlossenes Anbaugebiet 

(1) Die oberste Landesbehörde kann nach 
Anhörung der berufsständischen Vertretung 
durch Rechtsverordnung ein Gebiet zum ge- 
schlossenen Anbaugebiet von Fremdbefruch- 
tern erklären, wenn diese Maßnahme auch 
unter Berücksichtigung der Interessen der be- 
troffenen Betriebe für die Erzeugung von 
Saatgut anerkennungspflichtiger Arten ge- 
boten ist und die Besitzer von mindestens 
fünfundsiebzig von je hundert der genutzten 
Fläche der Maßnahme zustimmen. 

(2) Für ein gesdilossenes Anbaugebiet von 
Fremdbefruchtern kann die oberste Landes- 
behörde durch Rechtsverordnung 

1. vorschreiben, daß nur bestimmte Arten 
oder Sorten von Fremdbefruchtern ange- 
baut werden dürfen, 

2. weitere fachlich erforderliche Bestim- 
mungen zur Gewährleistung einer ein- 
wandfreien Erzeugung von Saatgut an- 
erkennungspflichtiger Arten treffen. 

§ 62 

Prüfung von Ausfuhrsaatgut 

Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung vorschreiben, daß Saatgut anerken- 
nungs- oder zulassungspflichtiger Arten, das 
aus dem Geltungsbereidi des Gesetzes aus- 
geführt werden soll, bestimmten Mindest- 
anforderungen genügen muß und vor der 
Ausfuhr einer besonderen Prüfung unter- 
liegt. Er kann auch vorschreiben, daß solches 
Saatgut als hiernach geprüft zu kenn- 
zeichnen ist, 

ABSCHNITT III 

Verfahrensbestimmungen; sonstiges Saatgut 

§ 63 

Verfahrensregelung 

(1) Ist in den Fällen der §§ 51 bis 53 eine 
vorübergehende Ausnahmeregelung dringend 


geboten, so kann der Bundesminister die 
Rechtsverordnung ohne die Zustimmung des 
Bundesrates erlassen, wenn diese nicht mehr 
rechtzeitig eingeholt werden kann. 

(2) Der Bundesministcr kann durch Rechts- 
verordnung das Verfahren regeln und allge- 
meine Verwaltungsvorschriften erlassen, so- 
weit dies zur bundeseinheitlichen Regelung 
des Anerkennungs- und Zulassungsverfahrens 
sowie der Probenahme und der Plombierung 
erforderlich ist. Im übrigen trifft die oberste 
Landesbehörde die erforderlichen Bestim- 
mungen. 

(3) Die oberste Landesbehörde setzt im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister für das An- 
erkennungsverfahren, für das Zulassungsver- 
fahren und, soweit ein amtliches Verfahren 
In Betracht kommt, für das Probenahmever- 
fahren (§ 43 Abs. 3) die Gebührensätze nach 
Grund und Höhe im Rahmen der entstehen- 
den Verwaltungskosten unter Berücksichti- 
gung der Bedeutung der jeweils in Betracht 
kommenden Verwaltungstätigkeit durch 
Rechtsverordiiung fest. Bei eingeführtem Saat- 
gut setzt der Bundesminister mit der gleichen 
Maßgabe die Gebührensätze für das Zulas- 
sungsverfahren durch Rechtsverordnung fest. 

(4) Der Bundesminister kann seine Be- 
fugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
ganz oder zum Teil durch Rechtsverordnung 
auf die oberste Landesbehörde übertragen. 
Seine Befugnis, Rechtsverordnungen zu er- 
lassen, bleibt unberührt. 

5 64 

Sonstiges Saatgut 

Zur Förderung der Verwendung hoch- 
wertigen Saatgutes kann der Bundesminister 
durch Rechtsverordnung vorschreiben, daß 
die Bestimmungen der §§ 39 bis 63 oder ein- 
zelne dieser Bestimmungen auch auf Obst 
(Kern-, Stein- und Beerenobst) sowie Heil- 
und Gewürzpflanzen Anwendung finden. 


DRITTER TEIL 
Bußgeldvorschriften 

§ 65 

Ordnungswidrigkelten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig den Vorschriften dieses 
Gesetzes über 
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1. die Verwendung des Sortennamens (§ 7), 

2. den Verkehr mit Saatgut anerkennungs- 
oder zulassungspfllditer Arten (§§ 39, 
45, 46, 54 Abs. 1), 

3. die Saatgutvermehrung außerhalb des 
Zuditbetriebes (§ 48), 

4. die Pflicht zur Duldung behördlicher 
Probenahme (§ 54 Abs. 2), 

5. die Verpackung, Kennzeichnung, Plom- 
bierung, Abfüllung, Bezeichnung und 
Aufmachung von Saatgut oder Erntegut 
anerkennungs- oder zulassungspflichtiger 
Arten (§§ 55, 56), 

6. die Mischung von Saatgut (§ 57), 

7. die Anzeigepflicht von Saatguthandels- 
betrieben, Saatgutabfüllbetrieben oder 
Saatgutbearbeitungsbetrieben (§ 59 Abs. 1), 

8. die Aiiskunftspflicht (§ 60) 
zuwiderhandelt, 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechts- 
vorschrift zuwiderhandelt, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen ist, sofern die 
Rechtsvorschrift ausdrücklich auf die 
Bußgeldvorsdirlften dieses Gesetzes ver- 
weist, 

2. entgegen einem Verbot nach § 59 Abs. 3 
einen Betrieb unterhält oder 

3. im Sortenprüfungs- oder Im Sortenüber- 
wachungsverfahren des Bundessorteii- 
amtcs, im Anerkennungs- oder Zulassungs- 
verfahren oder bei der Saatgutverkehrs- 
kontrolle falsche Proben zur Unter- 
suchung anbietet oder einsendet oder un- 
richtige oder unvollständige Angaben 
madit. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 bis 3, 6 in zwei Jahren. 

(5) Die Einziehung nach den §§ 17 bis 26 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten Ist 
zulässig. 

§ 66 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

Begeht jemand in einem Betrieb eine durch 
§ 65 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 3 


mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter und, falls der 
Inhaber des Betriebs eine juristische Person 
oder eine Personengesellsdiaft des Handels- 
rechts ist, gegen diese eine Geldbuße fest- 
gesetzt werden, wenn der Inhaber oder 
Leiter oder der zur gesetzlichen Vertretung 
Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig seine 
Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 67 

Bisher zugelassene Sorten 

(1) Für die bisher für einen Sorteninhaber 
(§ 4) zugclassenen Sorten, deren Arten im 
Ärtenverzeichnis aufgeführt sind, wird auf 
Antrag des Sorteninhabers der Sortenschutz 
durch den zuständigen Sortenausschuß erteilt. 
Der Sortenausschuß kann, wenn die Sorte 
den Anforderungen der §§ 2 und 3 nicht 
genügt, die Erteilung des Sortenschutzes ab- 
lehnen oder von einer erneuten Prüfung 
abhängig machen. Die Bestimmungen des 
Ersten Teiles gelten entsprechend. 

(2) Wird die Erteilung des Sortenschutzes 
für bisher zugelassene Sorten nach Absatz 1 
abgelehnt, weil diese Sorten voneinander 
nicht hinreichend deutlich unterscheidbar 
oder nicht beständig sind, so werden diese 
Sorten auf Antrag in das Besondere Sorten- 
verzeichnis eingetragen. Das gleiche gilt für 
Sorten, bei denen der Sortenausschuß nadi 
Absatz 1 die Erteilung des Sortenschutzes 
von einer erneuten Prüfung abhängig ge- 
macht hat, für die Dauer der Prüfung. 

(3) Ist die Art einer beim Inkrafttreten 
des Saatgutgesetzes für einen Sorteninhaber 
zugelasseneii Sorte nicht ini Artenverzeichnis 
aufgeführt, so Ist die Sorte auf Antrag in 
das Besondere Sortenverzeichnis einzutragen. 

(4) Die bisher zugelassenen Gruppen- und 
Landsorten werden in das Besondere Sorten- 
verzeichnis als freie Sorten und, soweit es sich 
um Landsorten handelt, als Landsorten ein- 
getragen. 

(5) Auf die Eintragung einer Sorte in das 
Besondere Sortenverzeichnis nach den Ab- 
sätzen 2 bis 4 Ist § 37 entsprechend anzu- 
wenden. 

(6) ln den Fällen der Absätze 1 bis 5 muH 
der Sorteninhaber oder Erhaltungsziichter 


22 



die Sorte beim Inkrafttreten des Gesetzes 
nach den Grundsätzen systematischer Er- 
haltungszüchtung, insbesondere, soweit dies 
nadi der Art der Pflanze in Betracht kommt, 
auf der Grundlage der Erzeugung von Elitc- 
und Vorstufensaatgut und auf der Grund- 
lage der Einzelpflanzenauslese mit Nach- 
kommenschaftsprüfung auf ausreichenden 
Zuchtgarten- und Vermehrungsflächen be- 
arbeiten. 

(7) Solange nicht eine Entscheidung nach 
den Absätzen 1 bis 6 getroffen ist, sind bei 
der Saatgutanerkennung (§ 41 Abs. 1) die 
nach der Grundregel über die Zulassung von 
Sorten in der Fassung der Verordnung vom 
16. Februar 1950 (Bundesanzeiger Nr. 36) 
vor Inkrafttreten des Gesetzes getroffenen 
Entscheidungen zugrunde zu legen. 

§ 68 

Ist eine Sorte von Kulturpflanzen, für die 
nach diesem Gesetz der Sortenschutz erteilt 
ist, oder Saatgut einer solchen Sorte auch auf 
Grund anderer Rechtsvorschriften geschützt, 
so können hieraus Rechte nur insoweit gel- 
tend gemacht werden, als sie den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes entgegenstehen. 

§ 69 


Zeichen angemeldet ist, wieder gleich 
noch gleichartig mit denen sind, für 
die der Sortenname eingetragen ist.‘‘ 


§ 70 

Übernahme der Aufgaben des Bundessorten- 
amtes für Nutzpflanzen 

Das Bundessortenamt übernimmt die Auf- 
gaben des Bundessortenamtes für Nutz- 
pflanzen. Dieses wird mit Übernahme der 
Aufgaben aufgelöst. 

S 71 

Erstreckung auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesctzcs. 


§ 72 


Inkrafttreten des Gesetzes 


Änderung des Warenzeichengesetzes 

Das Warenzeichengesetz vom 5. Mai 1936 
(Reichsgesetzbl. II S. 134) wird wie folgt 
ergänzt: 

1. § 4 Abs. 2 erhält folgende Nr. 6: 

„6. die mit einem früher zur Sorten- 
schutzrolle oder zum Besonderen 
Sortenverzeichnis des Bundessorten- 
amtes angemeldeten und dort ein- 
getragenen Sortennamen der Sorte 
eines Dritten übereinstimmen.“ 

2. § 4 Abs. 4 erhält folgenden Satz 3: 

„Die Vorschrift der Nr. 6 gilt inso- 
weit nicht, als die Waren, für die das 


Dieses Gesetz tritt zwei Wodien nadi 
seiner Verkündung in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkt treten außer 
Kraft 

1. die Verordnung über Saatgut vom 
26. März 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 248), 

2. die Grundregel für die Zulassung von 
Sorten in der Fassung der Verordnung 
vom 16. Februar 1950 (Bundesanzeiger 
Nr. 36), 

3. die Verordnung über den Verkehr mit 
landwirtschaftlichem Saatgut und Ge- 
müsesaatgut vom 2. Februar 1951 (Bun- 
desanzeiger Nr. 33). 
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